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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Bundesgesetz, mit dem das Chemikaliengesetz 1996 und das Wasserrechtsgesetz 1959 geändert werden 
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Änderung des Chemikaliengesetzes 1996 
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§ 1. bis § 2. … § 1. bis § 2. … 
Gefährliche Eigenschaften gemäß der RL 67/548/EWG  

§ 3. (1) Sofern gemäß Art. 61 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die 
Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen, zur 
Änderung und Aufhebung der Richtlinien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur 
Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006, ABl. Nr. L 353 vom 31.12.2008 
S. 1 (im Folgenden: CLP-V) nicht die Vorschriften der CLP-V für die Bewertung 
der Gefährlichkeit von Stoffen oder Gemischen zur Anwendung gelangen, sind 
Stoffe oder Gemische „gefährlich“ im Sinne dieses Bundesgesetzes, wenn sie eine 
oder mehrere der nachfolgend angeführten gefährlichen Eigenschaften aufwei-
sen: 

 

 1. „explosionsgefährlich“, wenn sie, ohne gasförmig zu sein, auch ohne 
Beteiligung von Luftsauerstoff exotherm und unter schneller Entwicklung 
von Gasen reagieren können und wenn sie unter festgelegten Prüfbedin-
gungen detonieren, schnell deflagrieren oder beim Erhitzen unter teil-
weisem Einschluss explodieren; 

 

 2. „brandfördernd“, wenn sie in Berührung mit anderen, insbesondere 
entzündlichen Stoffen stark exotherm reagieren können; 

 

 3. „hochentzündlich“, wenn sie  
 a) als flüssige Stoffe oder Gemische einen extrem niedrigen Flammpunkt 

und einen niedrigen Siedepunkt haben, 
 

 b) als Gase bei gewöhnlicher Temperatur und normalem Druck bei Luft-
kontakt einen Zündbereich (Explosionsbereich) haben; 

 

 4. „leicht entzündlich“, wenn sie  
 a) sich bei gewöhnlicher Temperatur an der Luft ohne Energiezufuhr 

erhitzen und schließlich entzünden können, 
 

 b) in festem Zustand durch kurzzeitige Einwirkung einer Zündquelle 
leicht entzündet werden können und nach deren Entfernung weiter-
brennen oder weiterglimmen, 

 

 c) in flüssigem Zustand einen sehr niedrigen Flammpunkt haben oder  
 d) in Berührung mit Wasser oder mit feuchter Luft hochentzündliche 

Gase in gefährlicher Menge entwickeln; 
 

 5. „entzündlich“, wenn sie in flüssigem Zustand einen niedrigen Flamm-
punkt haben; 
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 6. „sehr giftig“, wenn sie in sehr geringer Menge durch Einatmen, Ver-
schlucken oder Aufnahme über die Haut zum Tode führen oder akute o-
der chronische Gesundheitsschäden verursachen können; 

 

 7. „giftig“, wenn sie in geringer Menge durch Einatmen, Verschlucken 
oder Aufnahme über die Haut zum Tode führen oder akute oder chroni-
sche Gesundheitsschäden verursachen können; 

 

 8. „gesundheitsschädlich“ („mindergiftig“), wenn sie durch Einatmen, 
Verschlucken oder Aufnahme über die Haut zum Tode führen oder akute 
oder chronische Gesundheitsschäden verursachen können; 

 

 9. „ätzend“, wenn sie durch Kontakt mit lebendem Gewebe dessen Zerstö-
rung bewirken können; 

 

 10. „reizend“, wenn sie – ohne ätzend zu sein – durch kurzfristigen, länge-
ren oder wiederholten Kontakt mit der Haut oder den Schleimhäuten 
Entzündungen hervorrufen können; 

 

 11. „sensibilisierend“, wenn sie durch Einatmen oder durch Hautkontakt 
Überempfindlichkeitsreaktionen hervorrufen können, so dass bei künfti-
ger Exposition gegenüber dem Stoff oder dem Gemisch charakteristische 
Störungen auftreten; 

 

 12. „krebserzeugend“, wenn sie durch Einatmen, Verschlucken oder Auf-
nahme über die Haut Krebs verursachen oder die Krebshäufigkeit erhö-
hen können; 

 

 13. „fortpflanzungsgefährdend“ („reproduktionstoxisch“), wenn sie durch 
Einatmen, Verschlucken oder Aufnahme über die Haut nicht vererbbare 
Schäden der Leibesfrucht hervorrufen oder die Häufigkeit solcher Schä-
den erhöhen (fruchtschädigend), zu einer Beeinträchtigung der geistigen 
oder körperlichen Entwicklung der Nachkommenschaft nach der Geburt 
führen oder eine Beeinträchtigung der männlichen oder weiblichen 
Fortpflanzungsfunktionen oder -fähigkeit zur Folge haben können; 

 

 14. „erbgutverändernd“, wenn sie durch Einatmen, Verschlucken oder Auf-
nahme über die Haut eine Änderung des genetischen Materials bewirken 
können; 

 

 15. „umweltgefährlich“, wenn sie im Fall des Eintritts in die Umwelt eine 
sofortige oder spätere Gefahr für die Umwelt (Wasser, Boden, Luft), für 
Lebewesen (Menschen, Tiere, Pflanzen, Mikroorganismen) im einzelnen 
oder für deren Beziehungen untereinander zur Folge haben oder haben 
können. 
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(2) Erzeugnisse sind „gefährlich“ im Sinne dieses Bundesgesetzes, sofern 
sie einen gefährlichen Stoff oder ein gefährliches Gemisch enthalten und deshalb 
bei ihrer bestimmungsgemäßen oder einer nach den Erfahrungen des täglichen 
Lebens vorhersehbaren Verwendung oder bei ihrer Behandlung als Abfall eine 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt 
herbeiführen können. 

 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat durch Verordnung die in Abs. 1 bezeichneten Eigenschaften 
nach Maßgabe des Standes der wissenschaftlichen Erkenntnisse näher zu be-
stimmen, sofern dies im Hinblick auf die Schutzziele dieses Bundesgesetzes erfor-
derlich ist. In dieser Verordnung kann weiters festgelegt werden, dass Stoffe und 
Gemische auch dann als „gefährlich“ gelten, wenn sie Bestandteile mit Eigen-
schaften im Sinne des Abs. 1 enthalten. Bei der Erlassung der Verordnung ist auf 
einschlägige Regelungen der Europäischen Union sowie auf vergleichbare Rege-
lungen anderer Staaten und internationaler Organisationen Bedacht zu nehmen. 

 

Gefahrenklassen gemäß der CLP-V 
§ 4. (1) Gelangen nach den in der CLP-V festgelegten Vorgaben für die Be-

wertung der Gefährlichkeit von Stoffen oder Gemischen die in der CLP-V festge-
legten Anforderungen zur Anwendung, so gelten diese als „gefährlich“ gemäß 
Art. 3 der CLP-V, wenn sie den in Anhang I Teil 2 bis 5 der CLP-V angeführten 
Gefahrenklassen und Gefahrenkategorien sowie weiteren Unterteilungen zuge-
ordnet werden können: 

§ 4. (1) Stoffe und Gemische gelten als „gefährlich“ im Sinne des Art. 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die Einstufung, Kennzeichnung und Ver-
packung von Stoffen und Gemischen, zur Änderung und Aufhebung der Richtli-
nien 67/548/EWG und 1999/45/EG und zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nr. 1907/2006, ABl. Nr. L 353 vom 31.12.2008 S. 1 (im Folgenden: CLP-V), 
wenn sie den in Anhang I Teil 2 bis 5 der CLP-V angeführten Gefahrenklassen 
und Gefahrenkategorien sowie weiteren Unterteilungen zugeordnet werden kön-
nen. 

 1. Gefahrenklasse: Explosive Stoffe/Gemische und Erzeugnisse mit Explo-
sivstoff. Dazu gehören 

 

 a) explosive Stoffe und Gemische,  
 b) Erzeugnisse mit Explosivstoff, ausgenommen Vorrichtungen, die ex-

plosive Stoffe oder Gemische in solcher Menge oder von solcher Art 
enthalten, dass ihre unbeabsichtigte oder zufällige Entzündung oder 
Zündung außerhalb der Vorrichtung keine Wirkung durch Splitter, 
Spreng- und Wurfstücke, Feuer, Rauch, Wärme oder starken Schall 
entfaltet, und 

 

 c) Stoffe, Gemische und Erzeugnisse, die nicht unter den lit. a und b 
genannt wurden, jedoch hergestellt worden sind, um eine praktische 
Wirkung durch Explosion oder eine pyrotechnische Wirkung hervor-
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zurufen. 
 2. Gefahrenklasse: Entzündbare Gase  
 3. Gefahrenklasse: Aerosole  
 4. Gefahrenklasse: Entzündend (oxidierend) wirkende Gase  
 5. Gefahrenklasse: Gase unter Druck  
 6. Gefahrenklasse: Entzündbare Flüssigkeiten  
 7. Gefahrenklasse: Entzündbare Feststoffe  
 8. Gefahrenklasse: Selbstzersetzliche Stoffe oder Gemische  
 9. Gefahrenklasse: Selbstentzündliche (pyrophore) Flüssigkeiten  
 10. Gefahrenklasse: Selbstentzündliche (pyrophore) Feststoffe  
 11. Gefahrenklasse: Selbsterhitzungsfähige Stoffe oder Gemische  
 12. Gefahrenklasse: Stoffe oder Gemische, die in Berührung mit Wasser 

entzündbare Gase entwickeln 
 

 13. Gefahrenklasse: Oxidierende Flüssigkeiten  
 14. Gefahrenklasse: Oxidierende Feststoffe  
 15. Gefahrenklasse: Organische Peroxide  
 16. Gefahrenklasse: Korrosiv gegenüber Metallen  
 17. Gefahrenklasse: akute Toxizität, differenziert nach Wirkungsstärke in 

vier Kategorien für die nachstehenden Aufnahmewege unterteilt: 
 

 a) akut oral,  
 b) akut dermal,  
 c) akut inhalativ  
 18. Gefahrenklasse: Ätz-/Reizwirkung auf die Haut  
 19. Gefahrenklasse: Schwere Augenschädigung/Augenreizung  
 20. Gefahrenklasse: Sensibilisierung von Atemwegen oder der Haut  
 21. Gefahrenklasse: Keimzell-Mutagenität  
 22. Gefahrenklasse: Karzinogenität  
 23. Gefahrenklasse: Reproduktionstoxizität  
 24. Gefahrenklasse: Spezifische Zielorgan-Toxizität (einmalige Exposition)  
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 25. Gefahrenklasse: Zielorgan-Toxizität (wiederholte Exposition)  
 26. Gefahrenklasse: Aspirationsgefahr  
 27. Gefahrenklasse: Gewässergefährdend  
 28. Gefahrenklasse: Die Ozonschicht schädigend  

(2) Stoffe und Gemische, die nach Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der 
CLP-V als gefährlich gelten, sind „gefährlich“ im Sinne dieses Bundesgesetzes. 
Sofern die Anwendung der CLP-V insbesondere hinsichtlich der zweifelsfreien 
Anwendung von Einstufungskriterien einer näheren Regelung bedarf, kann der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
diese mit Verordnung im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz vornehmen, sofern dies 
unter Bedachtnahme auf die Schutzziele dieses Bundesgesetzes erforderlich er-
scheint. 

(2) Stoffe und Gemische, die nach Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der 
CLP-V als gefährlich gelten, sind „gefährlich“ im Sinne dieses Bundesgesetzes. 
Sofern die Anwendung der CLP-V insbesondere hinsichtlich der zweifelsfreien 
Anwendung von Einstufungskriterien einer näheren Regelung bedarf, kann der 
Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus diese mit Verordnung im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumenten-
schutz vornehmen, sofern dies unter Bedachtnahme auf die Schutzziele dieses 
Bundesgesetzes erforderlich erscheint. 

(3) Sofern dieses Bundesgesetz oder darauf beruhende Verwaltungsakte auf 
bestimmte gefährliche Eigenschaften gemäß § 3 abstellen, treten ab den für Stoffe 
und Gemische in den jeweils in § 77 Abs. 8 festgelegten Zeitpunkten an Stelle der 
gefährlichen Eigenschaften gemäß § 3 die entsprechenden gefährlichen Eigen-
schaften gemäß Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der CLP-V. 

 

Geltungsbereich 
§ 5. (1) Z 1 bis 6 … § 5. (1) Z 1 bis 6 … 

 7. Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 über das Verbot der Ausfuhr von metal-
lischem Quecksilber und bestimmten Quecksilberverbindungen und –
gemischen und die sichere Lagerung von metallischem Quecksilber, ABl. 
Nr. L 304 vom 14.11.2008, S. 75 (im Folgenden: EU-QuecksilberV) und 

 7. Verordnung (EU) 2017/852 über Quecksilber und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 1102/2008, ABl. Nr. L 137 vom 24.05.2017 S. 1 
(im Folgenden: EU-QuecksilberV) und 

§ 5. (1) Z 8 … § 5. (1) Z 8 … 
(2) Bezüglich derjenigen Regelungen in diesem Bundesgesetz, in denen auf 

EU-Rechtsakte verwiesen oder Bezug genommen wird oder mit denen EU-
Rechtsakte umgesetzt sind, gilt auch der jeweils dort festgelegte Anwendungsbe-
reich einschließlich der diesbezüglich normierten Ausnahmen. Soweit dieses 
Bundesgesetz auf die REACH-V oder die CLP-V verweist oder Bezug nimmt 
oder mit diesem Bundesgesetz die Regelungen der Richtlinie 67/548/EWG zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Einstufung, Verpa-
ckung und Kennzeichnung gefährlicher Stoffe, ABl. Nr. L 196 vom 16.8.1967, S. 1 

(2) Bezüglich derjenigen Regelungen in diesem Bundesgesetz, in denen auf 
EU-Rechtsakte verwiesen oder Bezug genommen wird oder mit denen EU-
Rechtsakte umgesetzt sind, gilt auch der jeweils dort festgelegte Anwendungsbe-
reich einschließlich der diesbezüglich normierten Ausnahmen. Soweit dieses 
Bundesgesetz auf die REACH-V oder die CLP-V verweist oder Bezug nimmt, 
gilt dieses Bundesgesetz nicht für 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

10 von 48 
147 der B

eilagen X
X

V
I. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

und der Richtlinie 1999/45/EG zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpackung und Kennzeichnung 
gefährlicher Zubereitungen, ABl. Nr. L 200 vom 30.7.1999, S. 1 umgesetzt sind, 
gilt dieses Bundesgesetz nicht für 

Z 1 bis 2 … Z 1 bis 2 … 
 3. Abfall im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle 

und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien, ABl. Nr. L 312 
vom 22.11.2008 S. 3, zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EU) Nr. 1357/2014, ABl. Nr. L 365 vom 19.12.2014 
S. 89, insoweit nicht in den im zweiten Satz des Einlei-
tungsteils genannten Rechtsakten Bezug auf Abfall ge-
nommen wird, 

 3. Abfall im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG über Abfälle 
und zur Aufhebung bestimmter Richtlinien, ABl. Nr. L 312 
vom 22.11.2008 S. 3, zuletzt geändert durch die Verord-
nung (EU) 2017/997, ABl. L 150 vom 14.06.2017 S. 1, in-
soweit nicht in den im zweiten Satz des Einleitungsteils ge-
nannten Rechtsakten Bezug auf Abfall genommen wird, 

 4. radioaktive Stoffe und Gemische im Anwendungsbereich 
der Richtlinie 96/29/Euratom zur Festlegung der grundle-
genden Sicherheitsnormen für den Schutz der Gesundheit 
der Arbeitskräfte und der Bevölkerung gegen die Gefahren 
durch ionisierende Strahlungen, ABl. Nr. L 159 vom 
29.6.1996, S. 1. 

 4. radioaktive Stoffe und Gemische im Anwendungsbereich 
der Richtlinie 2013/59/Euratom zur Festlegung grundle-
gender Sicherheitsnormen für den Schutz vor den Gefahren 
einer Exposition gegenüber ionisierender Strahlung und zur 
Aufhebung der Richtlinien 89/618/Euratom, 
90/641/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom und 
2003/122/Euratom, ABl. Nr. L 13 vom 17.01.2014 S. 1, in 
der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 72 vom 
17.03.2016 S. 69. 

§ 5. (3) Z 1 bis 3 … § 5. (3) Z 1 bis 3 … 
 4. radioaktive Stoffe und Gemische im Anwendungsbereich 

der Richtlinie 96/29/Euratom, Schieß- und Sprengmittel im 
Sinne des Sprengmittelgesetzes 2010, BGBl. I 
Nr. 121/2009, pyrotechnische Gegenstände im Sinne des 
Pyrotechnikgesetzes 2010, BGBl. I Nr. 131/2009, Saatgut 
im Sinne des Saatgutgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 72/1997, 
Tabakerzeugnisse im Sinne des Tabakgesetzes, BGBl. 
Nr. 431/1995 und Suchtgifte im Sinne des Suchtmittelge-
setzes, BGBl. I Nr. 112/1997, 

 4. radioaktive Stoffe und Gemische im Anwendungsbereich 
der Richtlinie 2013/59/Euratom, Schieß- und Sprengmittel 
im Sinne des Sprengmittelgesetzes 2010, BGBl. I 
Nr. 121/2009, pyrotechnische Gegenstände im Sinne des 
Pyrotechnikgesetzes 2010, BGBl. I Nr. 131/2009, Saatgut 
im Sinne des Saatgutgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 72/1997, 
Tabakerzeugnisse und verwandte Erzeugnisse im Sinne des 
Tabak- und Nichtraucherinnen- bzw. Nichtraucherschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 431/1995 und Suchtgifte im Sinne des 
Suchtmittelgesetzes, BGBl. I Nr. 112/1997, 

§ 5. (3) Z 4a bis 5 … § 5. (3) Z 4a bis 5 … 
(4) Der III. Abschnitt findet keine Anwendung auf Heizöle. Kraftstoffe für 

Verbrennungsmotoren sind von der Anwendung des III. Abschnittes dieses Bun-
desgesetzes dann ausgenommen, wenn sie nicht zum Betrieb von Modellen (Mo-
dellflugzeuge, Modellautos usw.) bestimmt sind. Dies gilt auch dann für Kraft-

(4) Der III. Abschnitt findet keine Anwendung auf Heizöle. Kraftstoffe für 
Verbrennungsmotoren sind von der Anwendung des III. Abschnittes dieses Bun-
desgesetzes dann ausgenommen, wenn sie nicht zum Betrieb von Modellen (Mo-
dellflugzeuge, Modellautos usw.) bestimmt sind. Dies gilt auch dann für Kraft-
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stoffe, die zum Betrieb von Brennstoffzellen bestimmt sind, wenn auf Grund der 
normalen oder vernünftigerweise vorhersehbaren Verwendungsbedingungen 
einschließlich der Entsorgung eine Gefährdung des Menschen ausgeschlossen 
werden kann. Zum Betrieb von Modellen bestimmte Kraftstoffe, die Gifte im 
Sinne des § 35 sind, sind von der Anwendung der §§ 41 bis 44 ausgenommen. 
Bezugsberechtigt sind hierfür volljährige eigenberechtigte Personen; mündige 
minderjährige Personen jedoch nur dann, wenn eine schriftliche Bestätigung des 
Erziehungsberechtigten vorliegt, dass er dem Bezug dieser Gifte zustimmt. 

stoffe, die zum Betrieb von Brennstoffzellen bestimmt sind, wenn auf Grund der 
normalen oder vernünftigerweise vorhersehbaren Verwendungsbedingungen 
einschließlich der Entsorgung eine Gefährdung des Menschen ausgeschlossen 
werden kann. Zum Betrieb von Modellen bestimmte Kraftstoffe, die Gifte im 
Sinne des § 35 sind, sind von der Anwendung der §§ 41 bis 44 ausgenommen. 
Bezugsberechtigt sind hierfür volljährige Personen, die voll handlungsfähig sind, 
und mündige minderjährige Personen, wenn eine schriftliche Bestätigung des 
Erziehungsberechtigten vorliegt, dass er dem Bezug dieser Gifte zustimmt. 

§ 5. (5) … § 5. (5) … 
Zuständige Behörde gemäß der REACH-V und Mitwirkung der Umweltbundesamt GmbH im Rahmen der Durchführung 

§ 6. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ist die zuständige Behörde gemäß Art. 121 der REACH-V. 

§ 6. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist die zu-
ständige Behörde gemäß Art. 121 der REACH-V. 

(2) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, hat der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die gemäß der 
REACH-V und den darauf beruhenden Rechtsakten der Organe der Europäischen 
Union notwendigen Aufgaben wahrzunehmen. Diese Aufgaben umfassen insbe-
sondere folgende Tätigkeiten: 

(2) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, hat der Bundesminister 
für Nachhaltigkeit und Tourismus die gemäß der REACH-V und den darauf be-
ruhenden Rechtsakten der Organe der Europäischen Union notwendigen Aufga-
ben wahrzunehmen. Diese Aufgaben umfassen insbesondere folgende Tätigkei-
ten: 

Z 1 bis 17 ... Z 1 bis 17 ... 
(3) In Angelegenheiten der Nominierung von Personen für den Ausschuss 

für Risikobeurteilung gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. c der REACH-V und für den 
Ausschuss für sozioökonomische Analyse gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. d der 
REACH-V, in Angelegenheiten der Nominierung von Mitgliedern für den Aus-
schuss der Mitgliedstaaten gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. e der REACH-V sowie in 
Angelegenheiten der REACH-V, zu denen Verordnungen des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erlassen werden, ist 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft sowie mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz herzustellen. 

(3) In Angelegenheiten der Nominierung von Personen für den Ausschuss 
für Risikobeurteilung gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. c der REACH-V und für den 
Ausschuss für sozioökonomische Analyse gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. d der 
REACH-V, in Angelegenheiten der Nominierung von Mitgliedern für den Aus-
schuss der Mitgliedstaaten gemäß Art. 76 Abs. 1 lit. e der REACH-V sowie in 
Angelegenheiten der REACH-V, zu denen Verordnungen des Bundesministers 
für Nachhaltigkeit und Tourismus erlassen werden, ist das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort sowie mit dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz herzustel-
len. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat für die Ermittlung eines Stoffes für eine Maßnahme gemäß 
Abs. 2 Z 5, 6 oder 7 oder § 7 Abs. 2 Z 1 lit. a erforderlichenfalls entsprechende 
Nachforschungen anzustellen; ergeben sich aus den dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorliegenden Informa-
tionen, insbesondere aus den Daten von Registrierungsdossiers und zugehörigen 
Stoffsicherheitsberichten und vorliegenden Informationen über Verwendungen 
am Arbeitsplatz, Hinweise darauf, dass ein bestimmter Stoff von Herstellern, 

(4) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat für die Ermitt-
lung eines Stoffes für eine Maßnahme gemäß Abs. 2 Z 5, 6 oder 7 oder § 7 Abs. 2 
Z 1 lit. a erforderlichenfalls entsprechende Nachforschungen anzustellen; ergeben 
sich aus den dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus vorliegenden 
Informationen, insbesondere aus den Daten von Registrierungsdossiers und zuge-
hörigen Stoffsicherheitsberichten und vorliegenden Informationen über Verwen-
dungen am Arbeitsplatz, Hinweise darauf, dass ein bestimmter Stoff von Herstel-
lern, Importeuren oder nachgeschalteten Anwendern in Österreich verwendet 
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Importeuren oder nachgeschalteten Anwendern in Österreich verwendet wird, 
haben diese dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft auf Verlangen mitzuteilen, ob sie diesen Stoff verwenden und 
gegebenenfalls nährere Informationen über die eingesetzten Mengen und Ver-
wendungszwecke zur Verfügung zu stellen. Auf Basis der vorliegenden Daten 
oder als angemessene Folgemaßnahme einer Stoffbewertung gemäß Abs. 2 Z 3 
hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, dem Bundes-
minister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für 
Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu entscheiden, ob für einen Stoff ein 
Dossier gemäß Abs. 2 Z 5, 6 oder 7 oder § 7 Abs. 2 Z 1 lit. a ausgearbeitet wird; 
ein solches Dossier kann auch gemeinsam mit anderen EWR-Vertragsstaaten 
ausgearbeitet werden. 

wird, haben diese dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus auf 
Verlangen mitzuteilen, ob sie diesen Stoff verwenden und gegebenenfalls nährere 
Informationen über die eingesetzten Mengen und Verwendungszwecke zur Ver-
fügung zu stellen. Auf Basis der vorliegenden Daten oder als angemessene Fol-
gemaßnahme einer Stoffbewertung gemäß Abs. 2 Z 3 hat der Bundesminister für 
Nachhaltigkeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz zu entscheiden, ob für einen Stoff 
ein Dossier gemäß Abs. 2 Z 5, 6 oder 7 oder § 7 Abs. 2 Z 1 lit. a ausgearbeitet 
wird; ein solches Dossier kann auch gemeinsam mit anderen EWR-
Vertragsstaaten ausgearbeitet werden. 

(5) ... (5) ... 
(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann sich zur Erfüllung seiner aus der REACH-V sich ergebenden 
Aufgaben und der daraus resultierenden Kommunikationsanforderungen (zB 
„REACH-IT“) der Mitwirkung der Umweltbundesamt GmbH im Rahmen des § 6 
Abs. 2 und 3 des Umweltkontrollgesetzes, BGBl. I Nr. 152/1998 bedienen. Die 
Mitwirkung an den Aufgaben gemäß Abs. 2 Z 1 bis 4 schließt auch die Überlas-
sung zur selbständigen Besorgung dieser Aufgaben ein; die selbständige Besor-
gung im Einzelfall setzt voraus, dass der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorab informiert wurde und ausdrück-
lich seine Zustimmung erteilt hat. Der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann sich der Umweltbundesamt GmbH als 
nationaler Auskunftsstelle („Helpdesk“) gemäß Abs. 2 Z 14 bedienen. Die Um-
weltbundesamt GmbH ist verpflichtet, auf Verlangen dem Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben gemäß Abs. 2 notwendigen Auskünfte, insbesondere auch über den 
Stand der jeweils durchgeführten Arbeiten, zu geben und entsprechende Unterla-
gen zu übermitteln. 

(6) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann sich zur Er-
füllung seiner aus der REACH-V sich ergebenden Aufgaben und der daraus re-
sultierenden Kommunikationsanforderungen (zB „REACH-IT“) der Mitwirkung 
der Umweltbundesamt GmbH im Rahmen des § 6 Abs. 2 und 3 des Umweltkon-
trollgesetzes, BGBl. I Nr. 152/1998 bedienen. Die Mitwirkung an den Aufgaben 
gemäß Abs. 2 Z 1 bis 4 schließt auch die Überlassung zur selbständigen Besor-
gung dieser Aufgaben ein; die selbständige Besorgung im Einzelfall setzt voraus, 
dass der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus vorab informiert wur-
de und ausdrücklich seine Zustimmung erteilt hat. Der Bundesminister für Nach-
haltigkeit und Tourismus kann sich der Umweltbundesamt GmbH als nationaler 
Auskunftsstelle („Helpdesk“) gemäß Abs. 2 Z 14 bedienen. Die Umweltbundes-
amt GmbH ist verpflichtet, auf Verlangen dem Bundesminister für Nachhaltigkeit 
und Tourismus die zur Erfüllung seiner Aufgaben gemäß Abs. 2 notwendigen 
Auskünfte, insbesondere auch über den Stand der jeweils durchgeführten Arbei-
ten, zu geben und entsprechende Unterlagen zu übermitteln. 

(7) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat für die Berichterstellung gemäß Abs. 2 Z 10 die von den Über-
wachungsbehörden eingelangten Daten (§ 64) in einem Bericht zusammenzufas-
sen und diesen im Einklang mit den in Art. 117 der REACH-V genannten Fristen 
der ECHA zu übermitteln. 

(7) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat für die Be-
richterstellung gemäß Abs. 2 Z 10 die von den Überwachungsbehörden einge-
langten Daten (§ 64) in einem Bericht zusammenzufassen und diesen im Einklang 
mit den in Art. 117 der REACH-V genannten Fristen der ECHA zu übermitteln. 

(8) Stellen die Überwachungsbehörden im Zuge ihrer Überwachungstätig- (8) Stellen die Überwachungsbehörden im Zuge ihrer Überwachungstätig-
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keit fest, dass das Risiko für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt durch 
Maßnahmen für die Kontrolle isolierter Zwischenprodukte gemäß Art. 49 der 
REACH-V nicht ausreichend beherrscht wird oder dass in Fällen des Art. 124 der 
REACH-V bei der Verwendung des betreffenden Stoffes ein Verdacht des Risi-
kos für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt besteht, so haben sie hier-
über unverzüglich den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft zu informieren. 

keit fest, dass das Risiko für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt durch 
Maßnahmen für die Kontrolle isolierter Zwischenprodukte gemäß Art. 49 der 
REACH-V nicht ausreichend beherrscht wird oder dass in Fällen des Art. 124 der 
REACH-V bei der Verwendung des betreffenden Stoffes ein Verdacht des Risi-
kos für die menschliche Gesundheit oder die Umwelt besteht, so haben sie hier-
über unverzüglich den Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus zu in-
formieren. 

(9) Werden einer nach der REACH-V verpflichteten Person ergänzende Prü-
fungen aufgrund einer Bewertung von Registrierungsdossiers gemäß Titel VI der 
REACH-V von der ECHA auferlegt und werden diese vom hiefür Verpflichteten 
nicht innerhalb der von der ECHA gesetzten Frist durchgeführt oder werden 
Informationen nach Art. 49 lit. a der REACH-V trotz Setzung einer Nachfrist 
nicht übermittelt, hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft nach Sachverhaltsprüfung ein hiefür qualifiziertes Prüfla-
bor mit der Durchführung der aufgetragenen Prüfungen zu beauftragen und hiefür 
dem Verpflichteten die für die Vornahme dieser Prüfung aufgelaufenen Kosten 
mit Bescheid vorzuschreiben. 

(9) Werden einer nach der REACH-V verpflichteten Person ergänzende Prü-
fungen aufgrund einer Bewertung von Registrierungsdossiers gemäß Titel VI der 
REACH-V von der ECHA auferlegt und werden diese vom hiefür Verpflichteten 
nicht innerhalb der von der ECHA gesetzten Frist durchgeführt oder werden 
Informationen nach Art. 49 lit. a der REACH-V trotz Setzung einer Nachfrist 
nicht übermittelt, hat der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus nach 
Sachverhaltsprüfung ein hiefür qualifiziertes Prüflabor mit der Durchführung der 
aufgetragenen Prüfungen zu beauftragen und hiefür dem Verpflichteten die für 
die Vornahme dieser Prüfung aufgelaufenen Kosten mit Bescheid vorzuschrei-
ben. 

Zuständige Behörde gemäß der CLP-V 
§ 7. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft ist die zuständige Behörde gemäß Art. 43 der CLP-V. 
§ 7. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist die zu-

ständige Behörde gemäß Art. 43 der CLP-V. 
(2) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, hat der Bundesminister 

für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die gemäß der CLP-
V und den darauf beruhenden Rechtsakten notwendigen Aufgaben wahrzuneh-
men. Diese Aufgaben umfassen insbesondere folgende Tätigkeiten: 

(2) Soweit im Folgenden nicht anderes bestimmt ist, hat der Bundesminister 
für Nachhaltigkeit und Tourismus die gemäß der CLP-V und den darauf beruhen-
den Rechtsakten notwendigen Aufgaben wahrzunehmen. Diese Aufgaben umfas-
sen insbesondere folgende Tätigkeiten: 

1. Maßnahmen zur Einstufung: 1. Maßnahmen zur Einstufung: 
a) Einbringung von Vorschlägen zur harmonisierten Einstufung und Kenn-

zeichnung gemäß Art. 36 Abs. 1 oder 3 in Verbindung mit Art. 37 Abs. 1 der 
CLP-V, 

a) Einbringung von Vorschlägen zur harmonisierten Einstufung und Kenn-
zeichnung gemäß Art. 36 Abs. 1 oder 3 in Verbindung mit Art. 37 Abs. 1 der 
CLP-V, 

b) Zuleitung der vorläufigen Einstufungsdossiers für Wirkstoffe von Pflan-
zenschutzmitteln und Biozidprodukten gemäß Art. 36 Abs. 2 der CLP-V an die 
ECHA, die von den nach Pflanzenschutzmittelrecht („Bundesamt für Ernährungs-
sicherheit – BAES“) und Biozidrecht national zuständigen Institutionen im Rah-
men der Wirkstoffbewertung erstellt und dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft in dem nach Art. 37 Abs. 1 letzter 
Satz der CLP-V erforderlichen Format zur Verfügung gestellt werden, 

b) Zuleitung der vorläufigen Einstufungsdossiers für Wirkstoffe von Pflan-
zenschutzmitteln und Biozidprodukten gemäß Art. 36 Abs. 2 der CLP-V an die 
ECHA, die von den nach Pflanzenschutzmittelrecht („Bundesamt für Ernährungs-
sicherheit – BAES“) und Biozidrecht national zuständigen Institutionen im Rah-
men der Wirkstoffbewertung erstellt und dem Bundesminister für Nachhaltigkeit 
und Tourismus in dem nach Art. 37 Abs. 1 letzter Satz der CLP-V erforderlichen 
Format zur Verfügung gestellt werden, 
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Z 2 bis 8 ... Z 2 bis 8 ... 
(3) Bevor der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft selbständig einen Vorschlag zur harmonisierten Einstufung und 
Kennzeichnung zwecks Vorlage an die ECHA gemäß Art. 37 Abs. 1 der CLP-V 
ausarbeitet, hat er das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, 
dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz herzustellen. Wird ge-
mäß Art. 36 Abs. 2 der CLP-V ein vorläufiges Einstufungsdossier für einen 
Wirkstoff von Pflanzenschutzmitteln oder Biozidprodukten von den in Abs. 2 Z 1 
angeführten zuständigen Institutionen ausgearbeitet, hat der Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft den Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft unverzüglich darüber in Kenntnis zu 
setzen. 

(3) Bevor der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus selbständig 
einen Vorschlag zur harmonisierten Einstufung und Kennzeichnung zwecks Vor-
lage an die ECHA gemäß Art. 37 Abs. 1 der CLP-V ausarbeitet, hat er das Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumenten-
schutz herzustellen. Wird gemäß Art. 36 Abs. 2 der CLP-V ein vorläufiges Ein-
stufungsdossier für einen Wirkstoff von Pflanzenschutzmitteln oder Biozidpro-
dukten von den in Abs. 2 Z 1 angeführten zuständigen Institutionen ausgearbeitet, 
hat der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus den Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort unverzüglich darüber in Kenntnis zu 
setzen. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann sich zur Erfüllung seiner aus der CLP-V sich ergebenden 
Aufgaben und der daraus resultierenden Kommunikationsanforderungen (zB 
„REACH-IT“) der Mitwirkung der Umweltbundesamt GmbH im Rahmen des § 6 
Abs. 2 und 3 des Umweltkontrollgesetzes bedienen. Die Mitwirkung an den Auf-
gaben gemäß Abs. 2 Z 1 schließt auch die Überlassung an die Umweltbundesamt 
GmbH zur selbständigen Besorgung dieser Aufgaben ein; die selbständige Besor-
gung im Einzelfall setzt voraus, dass der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft vorab von der Umweltbundesamt 
GmbH informiert wurde und ausdrücklich seine Zustimmung erteilt hat. Der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
kann sich der Umweltbundesamt GmbH als nationaler Auskunftsstelle („Hel-
pdesk“) gemäß Abs. 2 Z 3 bedienen. Die Umweltbundesamt GmbH ist verpflich-
tet, auf Verlangen dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft die zur Erfüllung seiner Aufgaben gemäß Abs. 2 notwendi-
gen Auskünfte, insbesondere über den Stand der jeweils durchgeführten Arbeiten, 
zu geben und entsprechende Unterlagen zu übermitteln. 

(4) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann sich zur Er-
füllung seiner aus der CLP-V sich ergebenden Aufgaben und der daraus resultie-
renden Kommunikationsanforderungen (zB „REACH-IT“) der Mitwirkung der 
Umweltbundesamt GmbH im Rahmen des § 6 Abs. 2 und 3 des Umweltkontroll-
gesetzes bedienen. Die Mitwirkung an den Aufgaben gemäß Abs. 2 Z 1 schließt 
auch die Überlassung an die Umweltbundesamt GmbH zur selbständigen Besor-
gung dieser Aufgaben ein; die selbständige Besorgung im Einzelfall setzt voraus, 
dass der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus vorab von der Um-
weltbundesamt GmbH informiert wurde und ausdrücklich seine Zustimmung 
erteilt hat. Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann sich der 
Umweltbundesamt GmbH als nationaler Auskunftsstelle („Helpdesk“) gemäß 
Abs. 2 Z 3 bedienen. Die Umweltbundesamt GmbH ist verpflichtet, auf Verlan-
gen dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus die zur Erfüllung 
seiner Aufgaben gemäß Abs. 2 notwendigen Auskünfte, insbesondere über den 
Stand der jeweils durchgeführten Arbeiten, zu geben und entsprechende Unterla-
gen zu übermitteln. 

(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat für die Berichterstellung gemäß Abs. 2 Z 4 die von den Über-
wachungsbehörden (§ 57) eingelangten Daten in einem Bericht zusammenzufas-
sen und diesen im Einklang mit den in Art. 46 Abs. 2 der CLP-V genannten Fris-
ten der ECHA zu übermitteln. 

(5) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat für die Be-
richterstellung gemäß Abs. 2 Z 4 die von den Überwachungsbehörden (§ 57) 
eingelangten Daten in einem Bericht zusammenzufassen und diesen im Einklang 
mit den in Art. 46 Abs. 2 der CLP-V genannten Fristen der ECHA zu übermit-
teln. 
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Ausnahmen vom Anwendungsbereich der REACH-V und der CLP-V 
§ 8. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft hat auf Antrag eines Herstellers, Importeurs, nachgeschalteten 
Anwenders oder Händlers (Vertreibers) im Sinne der REACH-V für einen be-
stimmten Stoff als solchen, in Gemischen oder in Erzeugnissen oder für Gemi-
sche Ausnahmen von der REACH-V oder der CLP-V mit Bescheid zuzulassen, 
wenn die beantragte Ausnahme im Interesse der Landesverteidigung des vom 
Antragsteller bezeichneten EU-Mitgliedstaates erforderlich ist. 

§ 8. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat auf An-
trag eines Herstellers, Importeurs, nachgeschalteten Anwenders oder Händlers 
(Vertreibers) im Sinne der REACH-V für einen bestimmten Stoff als solchen, in 
Gemischen oder in Erzeugnissen oder für Gemische Ausnahmen von der 
REACH-V oder der CLP-V mit Bescheid zuzulassen, wenn die beantragte Aus-
nahme im Interesse der Landesverteidigung des vom Antragsteller bezeichneten 
EU-Mitgliedstaates erforderlich ist. 

(2) ... (2) ... 
(3) Bezieht sich ein Antrag gemäß Abs. 1 auf die österreichische Landesver-

teidigung, so hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft diesen Antrag an den Bundesminister für Landesverteidigung 
und Sport zur Beurteilung weiterzuleiten, ob die beantragte Ausnahme im Inte-
resse der Landesverteidigung erforderlich ist; auf Grundlage dieser Beurteilung 
hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft mit Bescheid über die Ausnahme zu entscheiden. Dies gilt auch für jene 
Fälle, in denen ein diesbezüglicher Antrag aus einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft weitergeleitet wurde. Sofern der Bundesminister für 
Landesverteidigung und Sport die in Abs. 1 genannten Stoffe, Gemische oder 
Erzeugnisse direkt bezieht, hat er die in Abs. 2 vorgesehenen Angaben dem Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu 
dokumentieren. 

(3) Bezieht sich ein Antrag gemäß Abs. 1 auf die österreichische Landesver-
teidigung, so hat der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus diesen 
Antrag an den Bundesminister für Landesverteidigung zur Beurteilung weiterzu-
leiten, ob die beantragte Ausnahme im Interesse der Landesverteidigung erforder-
lich ist; auf Grundlage dieser Beurteilung hat der Bundesminister für Nachhaltig-
keit und Tourismus mit Bescheid über die Ausnahme zu entscheiden. Dies gilt 
auch für jene Fälle, in denen ein diesbezüglicher Antrag aus einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union an den Bundesminister für Nachhaltigkeit und 
Tourismus weitergeleitet wurde. Sofern der Bundesminister für Landesverteidi-
gung die in Abs. 1 genannten Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse direkt bezieht, 
hat er die in Abs. 2 vorgesehenen Angaben dem Bundesminister für Nachhaltig-
keit und Tourismus zu dokumentieren. 

(4) Wird in Österreich ein entsprechender Ausnahmeantrag gemäß Abs. 1 
für die Zwecke der Landesverteidigung eines anderen Mitgliedstaates der Europä-
ischen Union gestellt, so hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft einen solchen Antrag der nach den entsprechenden 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates für die REACH-V oder die CLP-V zu-
ständigen Behörde mit dem Ersuchen um Beurteilung zu übermitteln, ob die 
beantragte Ausnahme im Interesse der Landesverteidigung des befassten Mit-
gliedstaates erforderlich ist. Auf Grundlage dieser Beurteilung hat der Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit Bescheid 
über die Ausnahme zu entscheiden. 

(4) Wird in Österreich ein entsprechender Ausnahmeantrag gemäß Abs. 1 
für die Zwecke der Landesverteidigung eines anderen Mitgliedstaates der Europä-
ischen Union gestellt, so hat der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Touris-
mus einen solchen Antrag der nach den entsprechenden Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaates für die REACH-V oder die CLP-V zuständigen Behörde mit dem 
Ersuchen um Beurteilung zu übermitteln, ob die beantragte Ausnahme im Interes-
se der Landesverteidigung des befassten Mitgliedstaates erforderlich ist. Auf 
Grundlage dieser Beurteilung hat der Bundesminister für Nachhaltigkeit und 
Tourismus mit Bescheid über die Ausnahme zu entscheiden. 

Zuständige Behörde gemäß Art. 26 und 27 der EU-OzonV 
§ 9. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft ist die zuständige Behörde gemäß Art. 26 und 27 der EU-
§ 9. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist die zu-

ständige Behörde gemäß Art. 26 und 27 der EU-OzonV. 
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OzonV. 
(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft hat der Europäischen Kommission für jedes Jahr bis zum 30. Juni 
des Folgejahres auf elektronischem Wege die Angaben gemäß Art. 26 Abs. 1 
lit. a bis c der EU-OzonV zu übermitteln. 

(2) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat der Europäi-
schen Kommission für jedes Jahr bis zum 30. Juni des Folgejahres auf elektroni-
schem Wege die Angaben gemäß Art. 26 Abs. 1 lit. a bis c der EU-OzonV zu 
übermitteln. 

Verordnung (EU) Nr. 98/2013 über die Vermarktung und Verwendung von Ausgangsstoffen für Explosivstoffe 
§ 10. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft ist die zuständige Behörde für die Durchführung und Vollzie-
hung der Verordnung (EU) Nr. 98/2013, soweit nicht der Bundesminister für 
Inneres zuständig ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen: 

§ 10. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist die zu-
ständige Behörde für die Durchführung und Vollziehung der Verordnung (EU) 
Nr. 98/2013, soweit nicht der Bundesminister für Inneres zuständig ist. Der Bun-
desminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat durch geeignete Maßnahmen 
sicherzustellen: 

Z 1 bis 3 ... Z 1 bis 3 ... 
(2) Bei der Führung des Registers im Rahmen des Registrierungssystems 

gemäß Abs. 1 Z 3 und bei der Verwendung der personenbezogenen Daten haben 
die Wirtschaftsteilnehmer (Art. 3 Z 9 der Verordnung (EU) Nr. 98/2013) den 
entsprechenden Regelungen des Datenschutzgesetzes 2000 (DSG 2000), BGBl. I 
Nr. 165/1999, in der jeweils geltenden Fassung nachzukommen, indem sie sicher 
stellen, dass 

(2) Bei der Führung des Registers im Rahmen des Registrierungssystems 
gemäß Abs. 1 Z 3 und bei der Verwendung der personenbezogenen Daten haben 
die Wirtschaftsteilnehmer (Art. 3 Z 9 der Verordnung (EU) Nr. 98/2013) den 
Bestimmungen der Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung; im Folgen-
den: DSGVO), ABl. Nr. L 119 vom 4.5.2016 S. 1, sowie den Bestimmungen des 
Bundesgesetzes zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten (Datenschutzgesetz – DSG), BGBl. I Nr. 165/1999, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 120/2017, nachzukommen, indem sie 
sicher stellen, dass 

Z 1 … Z 1 … 
 2. die Mitarbeiter, die mit der Führung der Aufzeichnungen betraut sind, 

über die gemäß dem DSG 2000 bestehenden Verpflichtungen – insbe-
sondere betreffend den Umgang mit den Daten und über ihre Verpflich-
tungen im Sinne des § 15 des DSG 2000 (Datengeheimnis) – belehrt 
werden, 

 2. die Mitarbeiter, die mit der Führung der Aufzeichnungen betraut sind, 
über die gemäß der DSGVO und dem DSG bestehenden Verpflichtungen 
belehrt werden, 

Z 3 bis 8 … Z 3 bis 8 … 
(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft hat in Ausführung der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
durch Verordnung näher zu regeln: 

(3) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat in Ausführung 
der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort durch Verordnung näher zu regeln: 

1. ein Registrierungssystem gemäß Art. 4 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 8 1. ein Registrierungssystem gemäß Art. 4 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 8 
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der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 und – für den Fall des Verbringens nach Öster-
reich – eine Meldung an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft für in Art. 4 Abs. 3 angeführte Ausgangsstoffe für 
Explosivstoffe in bestimmten Konzentrationsbereichen sowie 

der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 und – für den Fall des Verbringens nach Öster-
reich – eine Meldung an den Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus 
für in Art. 4 Abs. 3 angeführte Ausgangsstoffe für Explosivstoffe in bestimmten 
Konzentrationsbereichen sowie 

Z 2 bis (4) ... Z 2 bis (4) ... 
(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann bei Vorliegen der in Art. 13 der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 
angeführten Voraussetzungen die dort jeweils vorgesehenen vorläufigen Maß-
nahmen treffen und hat die Europäische Kommission und die anderen Mitglied-
staaten gemäß Art. 13 Abs. 4 unverzüglich unter Angabe der Gründe hiervon zu 
unterrichten. Sofern die Europäische Kommission nach der Überprüfung Maß-
nahmen gemäß Art. 13 Abs. 5 setzt oder vorschlägt, sind die nationalen Maß-
nahmen entsprechend anzupassen. 

(5) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann bei Vorlie-
gen der in Art. 13 der Verordnung (EU) Nr. 98/2013 angeführten Voraussetzun-
gen die dort jeweils vorgesehenen vorläufigen Maßnahmen treffen und hat die 
Europäische Kommission und die anderen Mitgliedstaaten gemäß Art. 13 Abs. 4 
unverzüglich unter Angabe der Gründe hiervon zu unterrichten. Sofern die Euro-
päische Kommission nach der Überprüfung Maßnahmen gemäß Art. 13 Abs. 5 
setzt oder vorschlägt, sind die nationalen Maßnahmen entsprechend anzupassen. 

Verbote, Beschränkungen und Durchführungsmaßnahmen bezüglich EU-Recht in Form von Verordnunge 
§ 17. (1) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die 

Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Be-
dachtnahme auf die einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, dem Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung nach dem Stand der Technik 
(§ 2 Z 7) festzulegen, dass 

§ 17. (1) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundes-
minister für Nachhaltigkeit und Tourismus unter Bedachtnahme auf die einschlä-
gigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und dem Bundesmi-
nister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz durch Verord-
nung nach dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) festzulegen, dass 

Z 1 bis 4 ... Z 1 bis 4 ... 
(2) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die Gesund-

heit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unter Bedachtnah-
me auf die einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz unter Be-
dachtnahme auf den Stand der Technik (§ 2 Z 7) durch Verordnung ferner festzu-
legen, dass Personen, 

(2) Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das Leben oder die Gesund-
heit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, hat der Bundesminister 
für Nachhaltigkeit und Tourismus unter Bedachtnahme auf die einschlägigen 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und dem Bundesminister für 
Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz unter Bedachtnahme auf 
den Stand der Technik (§ 2 Z 7) durch Verordnung ferner festzulegen, dass Per-
sonen, 

Z 1 bis 2 ... Z 1 bis 2 ... 
eine oder mehrere Verpflichtungen gemäß Abs. 3 zu erfüllen haben. eine oder mehrere Verpflichtungen gemäß Abs. 3 zu erfüllen haben. 
(3) Die in Abs. 2 genannten Personen können verpflichtet werden, (3) Die in Abs. 2 genannten Personen können verpflichtet werden, 
a) bestimmte Daten an den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, a) bestimmte Daten an den Bundesminister für Nachhaltigkeit und Touris-
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Umwelt und Wasserwirtschaft zu melden, insbesondere zur Risikobeurteilung 
notwendige Informationen über die Art der Tätigkeit oder betreffend Verfahren 
(Prozesse), die Qualifizierung der in einem bestimmten Bereich tätigen Personen, 
die Art, Menge und den Verwendungszweck der eingesetzten Stoffe, Gemische 
oder Erzeugnisse sowie deren Abnehmer, und soweit die Ermittlung näher be-
stimmter, anderer einschlägiger Daten gemäß dem anzuwendenden Unionsrecht 
vorgesehen oder erforderlich ist, auch diese, 

mus zu melden, insbesondere zur Risikobeurteilung notwendige Informationen 
über die Art der Tätigkeit oder betreffend Verfahren (Prozesse), die Qualifizie-
rung der in einem bestimmten Bereich tätigen Personen, die Art, Menge und den 
Verwendungszweck der eingesetzten Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse sowie 
deren Abnehmer, und soweit die Ermittlung näher bestimmter, anderer einschlä-
giger Daten gemäß dem anzuwendenden Unionsrecht vorgesehen oder erforder-
lich ist, auch diese, 

b) bis e) ... b) bis e) ... 
(4) „Gefährlich“ im Sinne der Abs. 1 und 2 bezieht sich bei Stoffen ab 

1. Dezember 2010 auf die gemäß Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der CLP-V 
festgelegten Gefahrenkategorien. „Gefährlich“ im Sinne der Abs. 1 und 2 bezieht 
sich bei Gemischen bis 1. Juni 2015 auf die Gefahrenkategorien der 
RL 67/548/EWG und der RL 1999/45/EG; ab 1. Juni 2015 auf die gemäß Art. 3 in 
Verbindung mit Anhang I der CLP-V festgelegten Gefahrenkategorien. 

(4) Der Begriff „gefährlich“ im Sinne der Abs. 1 und 2 bezieht sich auf die 
gemäß Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der CLP-V festgelegten Gefahrenkate-
gorien. 

(5) Sofern in Angelegenheiten der im § 5 Abs. 1 und 2 genannten EU-
Rechtsakte - unbeschadet des § 6 Abs. 3 - oder in Verordnungen, Richtlinien oder 
Entscheidungen des Rates, der Europäischen Kommission oder anderer Instituti-
onen, die Sachbereiche dieses Bundesgesetzes betreffen, Durchführungs- oder 
Ausführungsmaßnahmen vorgesehen sind oder solche zur Ausübung von unions-
rechtlichen Ermächtigungen dienen, kann der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und mit dem Bundesmi-
nister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz diese Maßnahmen zur Durch-
führung, Umsetzung oder unionsrechtlich konformer Anwendung des EU-Rechts 
durch eine entsprechende Verordnung nach diesem Bundesgesetz erlassen, inso-
weit die vorgenannten Rechtsakte diesbezüglich hinreichend bestimmt sind. 

(5) Sofern in Angelegenheiten der im § 5 Abs. 1 und 2 genannten EU-
Rechtsakte - unbeschadet des § 6 Abs. 3 - oder in Verordnungen, Richtlinien oder 
Entscheidungen des Rates, der Europäischen Kommission oder anderer Instituti-
onen, die Sachbereiche dieses Bundesgesetzes betreffen, Durchführungs- oder 
Ausführungsmaßnahmen vorgesehen sind oder solche zur Ausübung von unions-
rechtlichen Ermächtigungen dienen, kann der Bundesminister für Nachhaltigkeit 
und Tourismus im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort und mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit und Konsumentenschutz diese Maßnahmen zur Durchführung, Umset-
zung oder unionsrechtlich konformer Anwendung des EU-Rechts durch eine 
entsprechende Verordnung nach diesem Bundesgesetz erlassen, insoweit die 
vorgenannten Rechtsakte diesbezüglich hinreichend bestimmt sind. 

(6) Werden mit Verordnung Meldepflichten im Sinne von Abs. 1 Z 3 oder 
Abs. 3 lit. a festgelegt, ist unter Wahrung schutzwürdiger Geheimhaltungsinteres-
sen im Sinne des Datenschutzgesetzes 2000, DSG 2000, BGBl. I Nr. 165/1999, zu 
bestimmen, wen die Meldepflichten treffen, unter welchen Voraussetzungen und 
wie häufig die Meldungen zu erfolgen haben, ferner auch die Datenarten, die von 
den Meldepflichten erfasst werden, wer diese Daten verwenden darf und auf 
welche Art und zu welchen Zwecken die Daten verwendet werden dürfen. 

(6) Werden mit Verordnung Meldepflichten im Sinne von Abs. 1 Z 3 oder 
Abs. 3 lit. a festgelegt, ist unter Wahrung schutzwürdiger Geheimhaltungsinteres-
sen im Sinne der Bestimmungen der DSGVO und des DSG zu bestimmen, wen 
die Meldepflichten treffen, unter welchen Voraussetzungen und wie häufig die 
Meldungen zu erfolgen haben, ferner auch die Datenarten, die von den Melde-
pflichten erfasst werden, wer diese Daten verwenden darf und auf welche Art und 
zu welchen Zwecken die Daten verwendet werden dürfen. 

(7) Sofern (7) Sofern 
1. dies mit den Schutzzielen dieses Bundesgesetzes vereinbar und nach 

dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) geboten ist, kann in Verordnungen gemäß 
1. dies mit den Schutzzielen dieses Bundesgesetzes vereinbar und nach 

dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) geboten ist, kann in Verordnungen gemäß 
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Abs. 1 bis 3 festgelegt werden, dass befristete Ausnahmen vom Verbot der Her-
stellung, des Inverkehrbringens oder der Verwendung bestimmter gefährlicher 
Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse vom Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit Bescheid in Einzelfällen gewährt wer-
den können. In der Verordnung ist dann jedenfalls festzulegen, für welche Ver-
wendungszwecke Ausnahmebewilligungen erteilt werden dürfen, wer zur An-
tragstellung berechtigt ist, welche Bewilligungsvoraussetzungen vorliegen müs-
sen und für welchen Zeitraum eine Ausnahmebewilligung maximal in Anspruch 
genommen werden kann. Antragsberechtigt zur Gewährung von den in Verord-
nungen gemäß Abs. 1 bis 3 festgelegten Ausnahmen ist ein Unternehmen auch 
dann, wenn es keinen Sitz oder keine Niederlassung in Österreich, jedoch einen 
bzw. eine in der Europäischen Union hat; ein solcher Antrag ist beim Bundesmi-
nister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft einzubringen, 
der darüber zu entscheiden hat; 

Abs. 1 bis 3 festgelegt werden, dass befristete Ausnahmen vom Verbot der Her-
stellung, des Inverkehrbringens oder der Verwendung bestimmter gefährlicher 
Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse vom Bundesminister für Nachhaltigkeit und 
Tourismus mit Bescheid in Einzelfällen gewährt werden können. In der Verord-
nung ist dann jedenfalls festzulegen, für welche Verwendungszwecke Ausnah-
mebewilligungen erteilt werden dürfen, wer zur Antragstellung berechtigt ist, 
welche Bewilligungsvoraussetzungen vorliegen müssen und für welchen Zeit-
raum eine Ausnahmebewilligung maximal in Anspruch genommen werden kann. 
Antragsberechtigt zur Gewährung von den in Verordnungen gemäß Abs. 1 bis 3 
festgelegten Ausnahmen ist ein Unternehmen auch dann, wenn es keinen Sitz 
oder keine Niederlassung in Österreich, jedoch einen bzw. eine in der Europäi-
schen Union hat; ein solcher Antrag ist beim Bundesminister für Nachhaltigkeit 
und Tourismus einzubringen, der darüber zu entscheiden hat; 

2. in Rechtsakten der Europäischen Union Einzelausnahmen bezüglich Be-
schränkungen oder Ermächtigungen für die Mitgliedstaaten zur Gewährung von 
Ausnahmen vorgesehen sind, kann der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zur Durchführung, Umsetzung oder unions-
rechtlich konformen Anwendung des EU-Rechts nach diesem Bundesgesetz mit 
Bescheid Einzelausnahmen auf begründeten Antrag zulassen, insoweit diese 
Ausnahmen in der jeweiligen EU-Rechtsvorschrift hinreichend determiniert sind. 

2. in Rechtsakten der Europäischen Union Einzelausnahmen bezüglich Be-
schränkungen oder Ermächtigungen für die Mitgliedstaaten zur Gewährung von 
Ausnahmen vorgesehen sind, kann der Bundesminister für Nachhaltigkeit und 
Tourismus zur Durchführung, Umsetzung oder unionsrechtlich konformen An-
wendung des EU-Rechts nach diesem Bundesgesetz mit Bescheid Einzelausnah-
men auf begründeten Antrag zulassen, insoweit diese Ausnahmen in der jeweili-
gen EU-Rechtsvorschrift hinreichend determiniert sind. 

(8) Für Entscheidungen über Ausnahmen im Sinne des Abs. 7, die aus-
schließlich Anlagen betreffen, die dem Mineralrohstoffgesetz – MinroG, BGBl. I 
Nr. 38/1999 unterliegen, ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft zuständig. 

(8) Für Entscheidungen über Ausnahmen im Sinne des Abs. 7, die aus-
schließlich Anlagen betreffen, die dem Mineralrohstoffgesetz – MinroG, BGBl. I 
Nr. 38/1999 unterliegen, ist der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Touris-
mus zuständig. 

(9) Ausnahmen im Sinne des Abs. 7, die mit Bescheid des Landeshauptman-
nes erteilt worden sind, bleiben so lange aufrecht, als dies im jeweiligen Bescheid 
vorgesehen ist. Sofern in bestehenden Verordnungen im Sinne von Abs. 1 bis 3 
der Landeshauptmann zur Erteilung von Ausnahmen ermächtigt worden ist, hat 
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
diese Aufgaben wahrzunehmen. 

(9) Ausnahmen im Sinne des Abs. 7, die mit Bescheid des Landeshauptman-
nes erteilt worden sind, bleiben so lange aufrecht, als dies im jeweiligen Bescheid 
vorgesehen ist. Sofern in bestehenden Verordnungen im Sinne von Abs. 1 bis 3 
der Landeshauptmann zur Erteilung von Ausnahmen ermächtigt worden ist, hat 
der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus diese Aufgaben wahrzu-
nehmen. 

Sicherheitsmaßnahmen 
§ 18. Gelangt der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft zu der begründeten Annahme, dass ein Stoff oder ein Ge-
misch wegen nicht angemessener Einstufung, Verpackung oder Kennzeichnung 
eine Gefahr für Mensch oder Umwelt darstellt, oder dass die Voraussetzungen 

§ 18. Gelangt der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus zu der 
begründeten Annahme, dass ein Stoff oder ein Gemisch wegen nicht angemesse-
ner Einstufung, Verpackung oder Kennzeichnung eine Gefahr für Mensch oder 
Umwelt darstellt (Art. 52 der CLP-V), oder dass die Voraussetzungen des 
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des Art. 129 der REACH-V gegeben sind, obwohl der betreffende Stoff, das 
betreffende Gemisch oder das betreffende Erzeugnis den Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und der darauf basierenden Verwaltungsakte oder den Vorschrif-
ten der einschlägigen EU-Rechtsakte entspricht, so hat er, soweit es im Hinblick 
auf die Schutzziele dieses Bundesgesetzes erforderlich ist, geeignete vorläufige 
Maßnahmen zu treffen und unverzüglich über diese Maßnahmen (einschließlich 
des Grundes der Maßnahmen) die Europäische Kommission, die Mitgliedstaaten 
und die ECHA zu unterrichten. Insbesondere kann der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit Bescheid eine andere als 
die gemäß § 21 getroffene Einstufung vorschreiben oder das Inverkehrbringen 
mit Bescheid verbieten oder an Bedingungen oder Auflagen knüpfen. Sofern die 
Europäische Kommission nach einer Überprüfung die zuständige Behörde zur 
Aufhebung ihrer vorläufigen Maßnahme auffordert, so ist diese - ohne unnötigen 
Aufschub - außer Kraft zu setzen oder aufzuheben. 

Art. 129 der REACH-V gegeben sind, obwohl der betreffende Stoff, das betref-
fende Gemisch oder das betreffende Erzeugnis den Vorschriften dieses Bundes-
gesetzes und der darauf basierenden Verwaltungsakte oder den Vorschriften der 
einschlägigen EU-Rechtsakte entspricht, so hat er, soweit es im Hinblick auf die 
Schutzziele dieses Bundesgesetzes erforderlich ist, geeignete vorläufige Maß-
nahmen zu treffen und unverzüglich über diese Maßnahmen (einschließlich des 
Grundes der Maßnahmen) die Europäische Kommission, die Mitgliedstaaten und 
die ECHA zu unterrichten. Insbesondere kann der Bundesminister für Nachhal-
tigkeit und Tourismus mit Bescheid eine andere als die gemäß § 21 getroffene 
Einstufung vorschreiben oder das Inverkehrbringen mit Bescheid verbieten oder 
an Bedingungen oder Auflagen knüpfen. Sofern die Europäische Kommission 
nach einer Überprüfung die zuständige Behörde zur Aufhebung ihrer vorläufigen 
Maßnahme auffordert, so ist diese - ohne unnötigen Aufschub - außer Kraft zu 
setzen oder aufzuheben. 

§ 19. (1) bis (3) … § 19. (1) bis (3) … 
(4) Wer gefährliche Gemische in Verkehr bringt, ist nach Maßgabe seiner 

Verantwortlichkeit gemäß § 27 verpflichtet, dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auf Verlangen die diesbezügli-
chen, in § 22 genannten Daten und Nachforschungsergebnisse bekanntzugeben. 

(4) Wer gefährliche Gemische in Verkehr bringt, ist nach Maßgabe seiner 
Verantwortlichkeit gemäß § 27 verpflichtet, dem Bundesminister für Nachhaltig-
keit und Tourismus auf Verlangen die diesbezüglichen, in § 22 genannten Daten 
und Nachforschungsergebnisse bekanntzugeben. 

Aus- und Einfuhr gefährlicher Chemikalien; persistente organische Schadstoffe und Quecksilber 
§ 20. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft ist als „Bezeichnete nationale Behörde“ für die Republik Öster-
reich im Sinne des Art. 4 der PIC-V für die Vollziehung dieser Verordnung (EU) 
zuständig und benannte „zuständige Behörde“ im Sinne des Art. 15 der Verord-
nung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische Schadstoffe sowie für die 
Vollziehung dieser Verordnung (EG) zuständig, soweit in den Abs. 2 und 3 nicht 
anderes bestimmt ist. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft hat der Kommission gemäß Art. 22 Abs. 1 der PIC-V über 
das Funktionieren der vorgesehenen Verfahren, einschließlich Angaben über 
Zollkontrollen, Verstöße, Sanktionen und Abhilfemaßnahmen regelmäßig Bericht 
zu erstatten. 

§ 20. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist als „Be-
zeichnete nationale Behörde“ für die Republik Österreich im Sinne des Art. 4 der 
PIC-V für die Vollziehung dieser Verordnung (EU) zuständig und benannte „zu-
ständige Behörde“ im Sinne des Art. 15 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 über 
persistente organische Schadstoffe sowie für die Vollziehung dieser Verord-
nung (EG) zuständig, soweit in den Abs. 2 und 3 nicht anderes bestimmt ist. Der 
Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat der Kommission gemäß 
Art. 22 Abs. 1 der PIC-V über das Funktionieren der vorgesehenen Verfahren, 
einschließlich Angaben über Zollkontrollen, Verstöße, Sanktionen und Abhilfe-
maßnahmen regelmäßig Bericht zu erstatten. 

(2) Die Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 850/2004, die zur Er-
stellung von Verzeichnissen für die Freisetzung in Luft, Gewässer oder Böden 
oder für Aktionspläne oder für den nationalen Durchführungsplan zu setzen sind, 
sind vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft festzulegen. Soweit diese Maßnahmen Betriebsanlagen im Sinne des 

(2) Die Maßnahmen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 850/2004, die zur Er-
stellung von Verzeichnissen für die Freisetzung in Luft, Gewässer oder Böden 
oder für Aktionspläne oder für den nationalen Durchführungsplan zu setzen sind, 
sind vom Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus festzulegen. Soweit 
diese Maßnahmen Betriebsanlagen im Sinne des § 74 der Gewerbeordnung 1994 
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§ 74 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, oder Anlagen, die der behördli-
chen Aufsicht nach dem Mineralrohstoffgesetz unterstehen, betreffen, hat er dazu 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft herzustellen. 

(GewO 1994), BGBl. Nr. 194/1994, betreffen, hat er dazu das Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort herzustellen. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes hinsichtlich der Erfassung 
von Emissionen gemäß Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 aus Betriebsan-
lagen im Sinne des § 74 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, oder aus 
Anlagen, die der behördlichen Aufsicht nach dem Mineralrohstoffgesetz unterste-
hen, und mit der Vollziehung der diese Anlagen betreffenden Maßnahmen gemäß 
Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 ist der Bundesminister für Wis-
senschaft, Forschung und Wirtschaft betraut. Der Bundesminister für Wissen-
schaft, Forschung und Wirtschaft hat im Rahmen dieser Aufgaben erhobene 
Daten dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft zu übermitteln, soweit dies zur Vollziehung der Verordnung (EG) 
Nr. 850/2004 durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft notwendig ist. 

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes hinsichtlich der Erfassung 
von Emissionen gemäß Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 aus Betriebsan-
lagen im Sinne des § 74 GewO 1994, und mit der Vollziehung der diese Anlagen 
betreffenden Maßnahmen gemäß Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 850/2004 ist der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
betraut. Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort hat im 
Rahmen dieser Aufgaben erhobene Daten dem Bundesminister für Nachhaltigkeit 
und Tourismus zu übermitteln, soweit dies zur Vollziehung der Verordnung (EG) 
Nr. 850/2004 durch den Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus not-
wendig ist. 

(4) Bei der Ausfuhr von Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen sowie Pesti-
ziden, die Verboten oder strengen Beschränkungen unterliegen, in Drittstaaten 
sind vom Ausführer im Sinne der PIC-V alle mit der Ausfuhrnotifikation in Ver-
bindung stehenden Verpflichtungen zu erfüllen. Die Ausfuhrnotifikation 
ist - soweit möglich - in elektronischer Form im Wege der Europäischen Daten-
bank zur Ausfuhr und Einfuhr gefährlicher Chemikalien durchzuführen. Stoffe, 
Gemische und Erzeugnisse sowie Pestizide dürfen, soweit sie einem Ausfuhrver-
bot nach Anhang V der genannten Verordnung der Europäischen Union unterlie-
gen, nicht ausgeführt werden. Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das 
Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, 
kann der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft weitere Ausfuhrverbote im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung nach dem Stand der Technik 
(§ 2 Z 7) festlegen. 

(4) Bei der Ausfuhr von Stoffen, Gemischen und Erzeugnissen sowie Pesti-
ziden, die Verboten oder strengen Beschränkungen unterliegen, in Drittstaaten 
sind vom Ausführer im Sinne der PIC-V alle mit der Ausfuhrnotifikation in Ver-
bindung stehenden Verpflichtungen zu erfüllen. Die Ausfuhrnotifikation 
ist - soweit möglich - in elektronischer Form im Wege der Europäischen Daten-
bank zur Ausfuhr und Einfuhr gefährlicher Chemikalien durchzuführen. Stoffe, 
Gemische und Erzeugnisse sowie Pestizide dürfen, soweit sie einem Ausfuhrver-
bot nach Anhang V der genannten Verordnung der Europäischen Union unterlie-
gen, nicht ausgeführt werden. Soweit es zur Vermeidung von Gefahren für das 
Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt erforderlich ist, 
kann der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus weitere Ausfuhrver-
bote im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz durch Verordnung nach dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) 
festlegen. 

(5) ... (5) ... 
(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft ist die zuständige Behörde gemäß Art. 7 der EU-QuecksilberV. 
(6) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist die zuständige 

Behörde gemäß Art. 17 der EU-QuecksilberV. 
 (7) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
  1. hinsichtlich der Erfassung von Freisetzungen gemäß Art. 7 Abs. 2 der 
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EU-QuecksilberV aus Betriebsanlagen im Sinne des § 74 der Gewerbe-
ordnung 1994, BGBl. Nr. 194, 

  2. hinsichtlich der Zwischenlagerung gemäß Art. 7 Abs. 3 der EU-
QuecksilberV und 

  3. hinsichtlich neuer Herstellungsprozesse im Sinne des Art. 8 der EU-
QuecksilberV 

 ist der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort betraut. 
 (8) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 
  1. hinsichtlich der Einfuhr und Herstellung von Kosmetika und topischen 

Antiseptika gemäß Art. 5 der EU-QuecksilberV, 
  2. hinsichtlich der Verwendung von Dentalamalgam gemäß Art. 10 Abs. 1 

bis 3 der EU-QuecksilberV und 
  3. hinsichtlich der Normierung betreffend Kapseln gemäß Art. 10 Abs. 5 

der EU-QuecksilberV 
 ist der Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 

betraut. 
 (9) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat der Europäi-

schen Kommission gemäß Art. 18 der EU-QuecksilberV auf elektronischem Wege 
fristgerecht Bericht zu erstatten. Zur Erfüllung dieser Informationspflicht sowie 
der gemäß Art. 8 Abs. 4 und Art. 10 Abs. 3 der EU-QuecksilberV festgelegten 
unionsrechtlichen Informationspflichten hat 

  1. der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort die im 
Rahmen der Aufgaben gemäß Abs. 7 erhobenen Daten und Informatio-
nen und 

  2. der Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumenten-
schutz die im Rahmen der Aufgaben gemäß Abs. 8 erhobenen Daten und 
Informationen, insbesondere den Maßnahmenplan zur schrittweisen Ver-
ringerung der Verwendung von Dentalamalgam, 

 an den Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus zu übermitteln. 
Nachforschungs- und Einstufungspflicht 

§ 21. (1) Wer Stoffe oder Gemische in Verkehr bringt, hat nach Maßgabe 
seiner Verantwortlichkeit gemäß § 27 bis zu dem jeweils in § 77 Abs. 8 festgeleg-
ten Zeitpunkt Nachforschungen anzustellen, ob diese Stoffe oder Gemische ge-
fährliche Eigenschaften gemäß § 3 Abs. 1 aufweisen; ab den vorgenannten Zeit-
punkten (§ 77 Abs. 8) sind Nachforschungen anzustellen, ob sie gefährliche Ei-

§ 21. (1) Wer Stoffe oder Gemische in Verkehr bringt, hat nach Maßgabe 
seiner Verantwortlichkeit gemäß § 27 Nachforschungen anzustellen, ob sie ge-
fährliche Eigenschaften gemäß Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der CLP-V 
aufweisen. Bei Vorliegen einer oder mehrerer dieser gefährlichen Eigenschaften 
hat er die betreffenden Stoffe und Gemische entsprechend einzustufen. 
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genschaften gemäß Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der CLP-V aufweisen. Bei 
Vorliegen einer oder mehrerer dieser gefährlichen Eigenschaften hat er die betref-
fenden Stoffe und Gemische entsprechend einzustufen. Eine vor den jeweiligen 
Zeitpunkten vorgenommene Einstufung und Kennzeichnung nach der CLP-V 
(Art. 61 Abs. 2) ist zulässig. Diesfalls finden die Art. 61 der CLP-V und Art. 31 
der REACH-V (insbesondere Abs. 10) Anwendung. 

(2) Ist die Einstufung eines Stoffes oder eines Gemisches nicht bereits auf-
grund einer gemäß den im Folgenden als „Stoffliste“ bezeichneten Listen (Tabel-
le 3.1 und Tabelle 3.2) der harmonisierten Einstufungen und Kennzeichnungen in 
Anhang VI Teil 3 der CLP-V erfolgten Einstufung hinreichend spezifiziert im 
Sinne des Abs. 5 in Verbindung mit Anhang VI Abschnitt 1.2 der CLP-V und 
vollständig vorgegeben, oder mit Bescheid gemäß § 18 angeordnet, so sind für 
die Einstufung die auf Grund der REACH-V und der dazu ergangenen Durchfüh-
rungsvorschriften (EG) vorgesehenen Prüfungen und Berechnungsverfahren, 
wissenschaftlichen Erkenntnisse, epidemiologischen Daten und Erfahrungen über 
die Wirkungen beim Menschen, wie zum Beispiel Daten über berufsbedingte 
Exposition und Daten aus Unfalldatenbanken sowie alle sonstigen Tatsachen und 
Umstände, die auf eine schädliche Wirkung hinweisen (§ 19 Abs. 2) einschließ-
lich der in der CLP-V angeführten Informations- und Erkenntnisquellen sowie 
eine in anderen einschlägigen Rechtsvorschriften der Europäischen Union bereits 
erfolgte Einstufung heranzuziehen. 

(2) Ist die Einstufung eines Stoffes oder eines Gemisches nicht bereits auf-
grund einer gemäß der im Folgenden als „Stoffliste“ bezeichneten Liste der har-
monisierten Einstufungen und Kennzeichnungen in Anhang VI Teil 3 der CLP-V 
erfolgten Einstufung hinreichend spezifiziert im Sinne des Abs. 5 in Verbindung 
mit Anhang VI Abschnitt 1.2 der CLP-V und vollständig vorgegeben, oder mit 
Bescheid gemäß § 18 angeordnet, so sind für die Einstufung die auf Grund der 
REACH-V und der dazu ergangenen Durchführungsvorschriften (EG) vorgese-
henen Prüfungen und Berechnungsverfahren, wissenschaftlichen Erkenntnisse, 
epidemiologischen Daten und Erfahrungen über die Wirkungen beim Menschen, 
wie zum Beispiel Daten über berufsbedingte Exposition und Daten aus Unfallda-
tenbanken sowie alle sonstigen Tatsachen und Umstände, die auf eine schädliche 
Wirkung hinweisen (§ 19 Abs. 2) einschließlich der in der CLP-V angeführten 
Informations- und Erkenntnisquellen sowie eine in anderen einschlägigen 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union bereits erfolgte Einstufung heranzu-
ziehen. 

(3) … (3) … 
(4) Ergibt sich aus Tatsachen oder Umständen im Sinne des § 19 Abs. 2, 

dass ein Stoff oder ein Gemisch eine dem für die Einstufung Verantwortlichen 
(§ 27) bisher unbekannte oder schwerwiegendere als bisher bekannte gefährliche 
Eigenschaft besitzt, so hat der für die Einstufung Verantwortliche (§ 27) den Stoff 
oder das Gemisch entsprechend diesen Erkenntnissen einzustufen und dem Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auf 
Anfrage eine schriftliche Mitteilung darüber zu erstatten. 

(4) Ergibt sich aus Tatsachen oder Umständen im Sinne des § 19 Abs. 2, 
dass ein Stoff oder ein Gemisch eine dem für die Einstufung Verantwortlichen 
(§ 27) bisher unbekannte oder schwerwiegendere als bisher bekannte gefährliche 
Eigenschaft besitzt, so hat der für die Einstufung Verantwortliche (§ 27) den Stoff 
oder das Gemisch entsprechend diesen Erkenntnissen einzustufen und dem Bun-
desminister für Nachhaltigkeit und Tourismus auf Anfrage eine schriftliche Mit-
teilung darüber zu erstatten. 

(5) Die Einstufung eines Stoffes oder eines Gemisches hat gemäß der in 
Abs. 2 genannten Stoffliste zu erfolgen. Sofern in der Stoffliste für einen Stoff 
eine Mindesteinstufung gemäß Anhang VI (insbesondere Abschnitt 1.2) der CLP-
V vorgesehen ist und auf Grund im Rahmen der Registrierung oder sonstiger 
ihnen zugänglicher (Abs. 2) Daten ein begründeter Verdacht vorliegt, dass diese 
Mindesteinstufung weniger streng ist als die den tatsächlichen gefährlichen Ei-
genschaften des Stoffes entsprechende Einstufung, haben Hersteller und Import-
eure unverzüglich Nachforschungen nach Abs. 2 anzustellen sowie gegebenen-

(5) Die Einstufung eines Stoffes oder eines Gemisches hat gemäß der in 
Abs. 2 genannten Stoffliste zu erfolgen. Sofern in der Stoffliste für einen Stoff 
eine Mindesteinstufung gemäß Anhang VI (insbesondere Abschnitt 1.2) der CLP-
V vorgesehen ist und auf Grund im Rahmen der Registrierung oder sonstiger 
ihnen zugänglicher (Abs. 2) Daten ein begründeter Verdacht vorliegt, dass diese 
Mindesteinstufung weniger streng ist als die den tatsächlichen gefährlichen Ei-
genschaften des Stoffes entsprechende Einstufung, haben Hersteller und Import-
eure unverzüglich Nachforschungen nach Abs. 2 anzustellen sowie gegebenen-
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falls die Einstufung und Kennzeichnung entsprechend anzupassen und dies dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auf 
Anfrage zu dokumentieren. 

falls die Einstufung und Kennzeichnung entsprechend anzupassen und dies dem 
Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus auf Anfrage zu dokumentieren. 

(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat durch Verordnung nähere Vorschriften über die Einstufung 
nach den Absätzen 1 bis 3, insbesondere hinsichtlich der zur Einstufung heranzu-
ziehenden Prüfungen, zu erlassen. In dieser Verordnung ist zum Zweck der Ein-
stufung von Gemischen ein Berechnungsverfahren zu verankern, das eine Einstu-
fung auf der Grundlage der Eigenschaften der in dem Gemisch enthaltenen Stoffe 
zuläßt. Bei der Erlassung dieser Verordnung hat der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auf den Stand der Wissen-
schaften, auf den Stand der Technik (§ 2 Abs. 7), auf einschlägige Regelungen 
der EU, auf vergleichbare Regelungen anderer Staaten und internationaler Orga-
nisationen sowie auf die weitestmögliche Hintanhaltung von Tierversuchen Be-
dacht zu nehmen. 

(6) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann durch Ver-
ordnung nähere Vorschriften hinsichtlich der zur Einstufung heranzuziehenden 
Prüfungen erlassen. Bei der Erlassung dieser Verordnung hat der Bundesminister 
für Nachhaltigkeit und Tourismus auf den Stand der Wissenschaften, auf den 
Stand der Technik (§ 2 Z 7), auf einschlägige Regelungen der Europäischen Uni-
on, auf vergleichbare Regelungen anderer Staaten und internationaler Organisati-
onen sowie auf die weitestmögliche Hintanhaltung von Tierversuchen Bedacht zu 
nehmen. 

§ 22. (1) bis (3) … § 22. (1) bis (3) … 
Verpackungspflicht 

§ 23. (1) Gefährliche Stoffe und gefährliche Gemische dürfen nur in Verkehr 
gebracht werden, wenn ihre Verpackung derart beschaffen ist, daß sie bei ihrer 
bestimmungsgemäßen oder bei einer vorhersehbaren Verwendung keine Gefahr 
für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt herbeifüh-
ren können. Sofern nach der CLP-V bezüglich der Verpackungen die CLP-V zur 
Anwendung gelangt, gelten die dort festgelegten Regelungen. Sofern nach Art. 61 
der CLP-V nicht die CLP-V zur Anwendung gelangt, haben die Verpackungen 
den nachstehenden Anforderungen und den in einer Verordnung gemäß Abs. 2 
festgelegten Bedingungen zu entsprechen: 

§ 23. Gefährliche Stoffe und gefährliche Gemische dürfen nur in Verkehr 
gebracht werden, wenn 

  1. ihre Verpackung derart beschaffen ist, dass sie bei ihrer bestimmungs-
gemäßen oder bei einer vorhersehbaren Verwendung keine Gefahr für 
das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder für die Umwelt her-
beiführen können, und 

  2. die in der CLP-V (Titel IV) festgelegten Regelungen eingehalten werden. 
 1. die Verpackungen müssen so hergestellt und beschaffen sein, daß vom 

Inhalt nichts unbeabsichtigt nach außen gelangen kann; 
 

 2. die Werkstoffe der Verpackungen und der Verschlüsse müssen so be-
schaffen sein, daß sie vom Inhalt nicht angegriffen werden und keine ge-
fährlichen Verbindungen mit ihm eingehen können; 
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 3. die Verpackungen und die Verschlüsse müssen in allen Teilen so fest und 
so stark sein, daß sie sich nicht lockern und den zu erwartenden Bean-
spruchungen zuverlässig standhalten; 

 

 4. Behälter mit Verschlüssen, die nach Öffnung erneut verwendbar sind, 
müssen so beschaffen sein, daß die Verpackung mehrfach neu verschlos-
sen werden kann, sodaß vom Inhalt nichts unbeabsichtigt nach außen ge-
langen kann; 

 

 5. Behälter, die im Einzelhandel für jedermann erhältlich sind, dürfen we-
der eine Form oder graphische Dekoration aufweisen, die die aktive 
Neugier von Kindern wecken oder fördern oder beim Verbraucher zu 
Verwechslungen führen können, noch dürfen sie Aufmachungen oder Be-
zeichnungen aufweisen, die für Lebensmittel, Futtermittel oder Arznei-
mittel verwendet werden; 

 

 6. Behälter, die im Einzelhandel für jedermann erhältlich sind und „sehr 
giftige“, „giftige“, „ätzende“ oder sonstige, in einer Verordnung gemäß 
Abs. 2 bezeichnete Stoffe oder Gemische enthalten, müssen mit kindersi-
cheren Verschlüssen versehen sein; 

 

 7. Behälter, die im Einzelhandel für jedermann erhältlich sind und „sehr 
giftige“, „giftige“, „ätzende“, „mindergiftige“, „hochentzündliche“, 
„leichtentzündliche“ oder in einer Verordnung gemäß Abs. 2 bezeichne-
te Stoffe oder Gemische enthalten, müssen mit tastbaren Gefahrenhin-
weisen versehen sein. 

 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat durch Verordnung nähere Vorschriften über die Verpackung im 
Sinne des Abs. 1 zu erlassen. In dieser Verordnung können auch Ausnahmen oder 
Abweichungen von den Verpackungspflichten vorgesehen werden, soweit 
dadurch, insbesondere im Hinblick auf die geringe Menge der in Verkehr ge-
brachten Stoffe und Gemische, eine Gefährdung des Lebens oder der Gesundheit 
von Menschen oder der Umwelt nicht zu erwarten ist. Bei der Erlassung dieser 
Verordnung hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft auf einschlägige Regelungen der EU sowie auf vergleichbare 
Regelungen anderer Staaten und internationaler Organisationen Bedacht zu 
nehmen. 

 

Kennzeichnungspflicht 
§ 24. (1) Gefährliche Stoffe und gefährliche Gemische dürfen nur in Verkehr 

gebracht werden, wenn sie entsprechend ihren Eigenschaften gekennzeichnet 
§ 24. (1) Gefährliche Stoffe und gefährliche Gemische dürfen nur in Verkehr 

gebracht werden, wenn sie entsprechend dem Titel III der CLP-V gekennzeichnet 
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sind. Die Kennzeichnung ist deutlich sicht- und lesbar und dauerhaft auf jeder 
Verpackung anzubringen. Sie muss - unbeschadet der PIC-V - in deutscher Spra-
che abgefasst sein, wenn die Stoffe oder Gemische zur Abgabe im Inland be-
stimmt sind, und allgemein verständlich sein. Sofern nach der CLP-V hinsichtlich 
der Kennzeichnung die CLP-V zur Anwendung gelangt, gelten die dort festgeleg-
ten Regelungen. Die Kennzeichnung von Kraft-, Brenn- und Schmierstoffen hat 
jeweils ab den in § 77 Abs. 8 festgelegten Zeitpunkten nach der CLP-V zu erfol-
gen: bei Abgabe aus einer Abgabevorrichtung (Zapfsäule) zum unmittelbaren 
Verbrauch auf der Abgabevorrichtung; bei Abgabe aus einer Abgabevorrichtung 
direkt in Behältnisse (Kanister) sowohl auf der Abgabevorrichtung als auch auf 
dem Behältnis. In beiden Fällen müssen jedoch der Name, die Anschrift und die 
Telefonnummer der Firma (Art. 17 Abs. 1 lit. a der CLP-V) nicht angegeben 
werden; eine vorzeitige Kennzeichnung nach der CLP-V ist zulässig. Die vorge-
nannte Kennzeichnung von Kraft-, Brenn- und Schmierstoffen ist solange vorzu-
nehmen, bis eine entsprechende EU-rechtliche Regelung erfolgt. Wird eine derar-
tige EU-rechtliche Regelung erlassen, ergeht darüber eine Bekanntmachung des 
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im 
Bundesgesetzblatt. Sofern nach Art. 61 der CLP-V nicht die CLP-V zur Anwen-
dung gelangt, hat die Kennzeichnung den nachstehenden Anforderungen und den 
Abs. 2 bis 7 samt den in einer Verordnung nach Abs. 6 festgelegten Bedingungen 
zu entsprechen. Sie hat zumindest folgende Angaben zu enthalten: 

sind. 

 (2) Die Kennzeichnung muss 
  
  1. deutlich sichtbar und deutlich lesbar dauerhaft auf der Verpackung ange-

bracht werden, 
  2. wenn die Stoffe oder Gemische zur Abgabe im Inland bestimmt sind, 

unbeschadet der PIC-V in deutscher Sprache abgefasst sein und 
  3. allgemein verständlich sein. 

 (3) Die Kennzeichnung von Kraft-, Brenn- und Schmierstoffen hat zu erfol-
gen: bei Abgabe aus einer Abgabevorrichtung (Zapfsäule) zum unmittelbaren 
Verbrauch auf der Abgabevorrichtung; bei Abgabe aus einer Abgabevorrichtung 
direkt in Behältnisse (Kanister) sowohl auf der Abgabevorrichtung als auch auf 
dem Behältnis. In beiden Fällen müssen jedoch der Name, die Anschrift und die 
Telefonnummer der Firma (Art. 17 Abs. 1 lit. a der CLP-V) nicht angegeben 
werden. Diese Kennzeichnung von Kraft-, Brenn- und Schmierstoffen ist solange 
vorzunehmen, bis eine entsprechende unionsrechtliche Regelung erfolgt. Wird 
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eine derartige EU-rechtliche Regelung erlassen, ergeht darüber eine Bekanntma-
chung des Bundesministers für Nachhaltigkeit und Tourismus im Bundesgesetz-
blatt. 

 1. Name eines gefährlichen Stoffes oder, nach Maßgabe einer Verordnung 
gemäß Abs. 6, der in einem Gemisch enthaltenen gefährlichen Stoffe; für 
Gemische überdies den Handelsnamen oder die sonstige Bezeichnung 
des Gemisches; 

 

 2. Name (Firma), Anschrift und Telefonnummer eines in einem EWR-
Vertragsstaat niedergelassenen Verantwortlichen, der den Stoff oder des 
Gemisches erstmalig oder erneut in Verkehr bringt; 

 

 3. Gefahrensymbole und die Bezeichnung der beim Umgang mit dem Stoff 
oder des Gemisches auftretenden Gefahren; 

 

 4. Standardaufschriften, die auf die besonderen Gefahren hinweisen, die 
sich aus diesen gefährlichen Eigenschaften herleiten; 

 

 5. Standardaufschriften, die auf die Sicherheitsratschläge in bezug auf die 
Verwendung des Stoffes oder des Gemisches hinweisen; 

 

 6. für Stoffe die ihnen gegebenenfalls zugeordnete EG-Nummer, die sich 
aus dem ELINCS oder EINECS ergibt; 

 

 7. für Stoffe, die in Anhang VI Teil 3 der CLP-V angeführt sind, nach Maß-
gabe einer Verordnung gemäß Abs. 6 den Vermerk „EG-
Kennzeichnung“; 

 

 8. für Gemische, die für jedermann im Einzelhandel erhältlich sind, die 
Nennmenge (Nennmasse oder Nennvolumen). 

 

(2) Die Angaben gemäß Abs. 1 Z 5 bis 8 sind der Verpackung in Form eines 
Beipacktextes beizufügen, wenn ihre Anbringung auf der Verpackung nicht mög-
lich ist. In diesen Fällen ist auf der Verpackung ein deutlicher Hinweis auf den 
Beipacktext anzubringen. 

 

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 14/2015)  

(4) Die Verpackung, der Beipacktext und die Kennzeichnung von gefährli-
chen Stoffen oder gefährlichen Gemischen dürfen keine Angaben oder Aufma-
chungen aufweisen, die den Eindruck der Ungefährlichkeit dieser Stoffe oder 
Gemische erwecken; insbesondere dürfen sie keine Angaben wie „nicht giftig“ 
oder „nicht gesundheitsschädlich“ aufweisen. 

 

(5) Zur Verbringung in andere Mitgliedstaaten bestimmte gefährliche Stoffe 
und Gemische sind bei der Lagerung, Aufbewahrung oder beim Vorrätighalten 

(4) Zur Verbringung in andere Mitgliedstaaten bestimmte gefährliche Stoffe 
und Gemische sind bei der Lagerung, Aufbewahrung oder beim Vorrätighalten 
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mit einem deutlichen sichtbaren und zuordenbaren Hinweis zu versehen, dass sie 
nicht zur Abgabe im Inland bestimmt sind. 

mit einem deutlichen sichtbaren und zuordenbaren Hinweis zu versehen, dass sie 
nicht zur Abgabe im Inland bestimmt sind. 

(6) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat, soweit dies zum Schutz des Lebens und der Gesundheit von 
Menschen und der Umwelt erforderlich ist, unter Bedachtnahme auf einschlägige 
Regelungen der EU sowie auf vergleichbare Regelungen anderer Staaten und 
internationaler Organisationen durch Verordnung nähere Vorschriften im Sinne 
der Abs. 1 bis 5 zu erlassen. In dieser Verordnung können insbesondere im Hin-
blick auf geringe in Verkehr gesetzte Mengen Ausnahmen von der Pflicht zur 
Kennzeichnung vorgesehen werden, soweit dadurch eine Gefährdung des Lebens 
oder der Gesundheit von Menschen oder der Umwelt nicht zu erwarten ist. 

 

(7) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat in einer Verordnung gemäß Abs. 6 sowie unter den dort genann-
ten Voraussetzungen und Bedachtnahmen ferner anzuordnen, daß bestimmte 
Stoffe oder Gemische nur mit einer gesondert festzulegenden Kennzeichnung in 
Verkehr gebracht werden dürfen, wenn 

 

 1. die Gemische wegen der in ihnen enthaltenen, wenn auch nicht zu einer 
Einstufung führenden gefährlichen Stoffe oder 

 

 2. die Stoffe oder Gemische wegen einer nicht in § 3 Abs. 1 genannten Ei-
genschaft beim Inverkehrbringen oder bei einer vorhersehbaren Ver-
wendung oder Behandlung als Abfall 

 

eine Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder die Umwelt 
herbeiführen können. 

 

Sicherheitsdatenblatt 
§ 25. (1) Auf diejenigen Stoffe und Gemische, für die eine Übermittlung von 

Sicherheitsdatenblättern an die jeweiligen Abnehmer festgelegt ist, finden die 
diesbezüglichen Vorschriften der REACH-V (insbesondere Art. 31) und der 
CLP-V Anwendung. Bei einem nicht gefährlichen Gemisch im Sinne des § 3 
Abs. 1 oder § 4 Abs. 1, das einen Stoff enthält, für den ein nationaler Grenzwert 
für die Exposition am Arbeitsplatz festgelegt ist, ist dem Abnehmer auf Verlan-
gen ein diesen Stoff ausweisendes Sicherheitsdatenblatt oder sind entsprechende 
Informationen nach Art. 32 der REACH-V zur Verfügung zu stellen. Bei einem 
gefährlichen Gemisch oder einem Gemisch gemäß Art. 31 Abs. 3 ist gemäß An-
hang II Abschnitt 8 der REACH-V im Sicherheitsdatenblatt für jeden im Gemisch 
enthaltenen Stoff der jeweils festgelegte nationale Grenzwert aufzuführen. 

§ 25. (1) Auf diejenigen Stoffe und Gemische, für die eine Übermittlung von 
Sicherheitsdatenblättern an die jeweiligen Abnehmer festgelegt ist, finden die 
diesbezüglichen Vorschriften der REACH-V (insbesondere Art. 31) und der 
CLP-V Anwendung. Bei einem Gemisch, das nicht gefährlich im Sinne des § 4 
Abs. 1 ist, jedoch einen Stoff enthält, für den ein nationaler Grenzwert für die 
Exposition am Arbeitsplatz festgelegt ist, ist dem Abnehmer auf Verlangen ein 
diesen Stoff ausweisendes Sicherheitsdatenblatt oder sind entsprechende Informa-
tionen nach Art. 32 der REACH-V zur Verfügung zu stellen. Bei einem gefährli-
chen Gemisch oder einem Gemisch gemäß Art. 31 Abs. 3 ist gemäß Anhang II 
Abschnitt 8 der REACH-V im Sicherheitsdatenblatt für jeden im Gemisch enthal-
tenen Stoff der jeweils festgelegte nationale Grenzwert aufzuführen. 

(2) Das Sicherheitsdatenblatt hat den Anforderungen des Art. 31 Abs. 6 und (2) Das Sicherheitsdatenblatt hat den Anforderungen des Art. 31 Abs. 6 und 
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des Anhangs II der REACH-V zu entsprechen. Im Sicherheitsdatenblatt für Stoffe 
und Gemische, die gemäß der CLP-V eingestuft, gekennzeichnet und verpackt 
sind, ist die Einstufung und Kennzeichnung gemäß der CLP-V und zusätzlich bis 
zum 1. Juni 2015 die Einstufung des Stoffes, des Gemisches und der Bestandteile 
nach der Richtlinie 67/548/EWG oder der Richtlinie 1999/45/EG gemäß Art. 31 
der REACH-V anzuführen. Hinsichtlich der Verantwortlichkeit für das Sicher-
heitsdatenblatt finden die entsprechenden Regelungen der REACH-V und die 
gemäß Abs. 4 bis 7 festgelegten Pflichten Anwendung. 

des Anhangs II der REACH-V zu entsprechen. Hinsichtlich der Verantwortlich-
keit für das Sicherheitsdatenblatt finden die entsprechenden Regelungen der 
REACH-V und die gemäß Abs. 4 bis 7 festgelegten Pflichten Anwendung. 

(3) Auf Verlangen ist das Sicherheitsdatenblatt ferner den mit der Überwa-
chung dieses Bundesgesetzes betrauten Organen und Behörden, dem Bundesmi-
nister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz, dem Bundesminister für Ge-
sundheit, dem Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie sowie 
jedem Käufer eines gefährlichen Stoffes oder Gemisches, sofern ein Sicherheits-
datenblatt vorgeschrieben ist, kostenlos zu übermitteln. 

(3) Auf Verlangen ist das Sicherheitsdatenblatt ferner den mit der Überwa-
chung dieses Bundesgesetzes betrauten Organen und Behörden, dem Bundesmi-
nister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz, dem Bundesmi-
nister für Verkehr, Innovation und Technologie sowie jedem Käufer eines gefähr-
lichen Stoffes oder Gemisches, sofern ein Sicherheitsdatenblatt vorgeschrieben 
ist, kostenlos zu übermitteln. 

(4) … (4) … 
(5) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf die einschlägigen Regelungen der 
Europäischen Union im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Kon-
sumentenschutz durch Verordnung nähere Bestimmungen zum Sicherheitsdaten-
blatt erlassen. In dieser Verordnung kann auch eine erweiterte Pflicht zur Aus-
folgung eines Sicherheitsdatenblattes festgelegt werden. 

 

§ 25. (6) bis § 27. … § 25. (6) bis § 27. … 

II. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen über die Umweltverträglichkeit von verbrauchsintensiven Produkten 

Detergenzien (Wasch- und Reinigungsmittel) 
§ 29. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft ist die in Österreich für die Vollziehung der Verordnung (EG) 
Nr. 648/2004 über Detergenzien, ABl. Nr. L 104 vom 8.4.2004 S. 1, zuständige 
Behörde. 

§ 29. Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist die in Öster-
reich für die Vollziehung der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergenzien, 
ABl. Nr. L 104 vom 8.4.2004 S. 1, zuständige Behörde. 

In-Verkehr-Setzen und Kennzeichnung von Detergenzien und Tensiden Inverkehrbringen und Kennzeichnung von Detergenzien und Tensiden 
§ 30. (1) … § 30. (1) … 
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(2) Ist ein Detergens auf Grund seiner gefährlichen Eigenschaften (§ 3 
Abs. 1) nach den Vorschriften des § 24 zu kennzeichnen, so genügt es, wenn die 
gemäß Abs. 1 vorgeschriebenen Kennzeichnungsangaben einmal in der Kenn-
zeichnung enthalten sind. 

(2) Ist ein Detergens auf Grund seiner gefährlichen Eigenschaften nach den 
Vorschriften des § 24 zu kennzeichnen, so genügt es, wenn die gemäß Abs. 1 
vorgeschriebenen Kennzeichnungsangaben einmal in der Kennzeichnung enthal-
ten sind. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf die Ziele dieses Bundesgesetzes 
sowie auf die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergen-
zien im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft nähere Bestimmungen über die Kennzeichnung von Detergenzien 
sowie über die Abgabe von Dosierungsempfehlungen, die Beigabe von Messbe-
chern oder die Ausrüstung mit Dosiereinrichtungen erlassen. Bei der Erlassung 
dieser Vorschriften ist auf den jeweiligen Stand der Technik (§ 2 Z 7) Bedacht zu 
nehmen. 

(3) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann unter Be-
dachtnahme auf die Ziele dieses Bundesgesetzes sowie auf die Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergenzien im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort nähere Bestimmun-
gen über die Kennzeichnung von Detergenzien sowie über die Abgabe von Do-
sierungsempfehlungen, die Beigabe von Messbechern oder die Ausrüstung mit 
Dosiereinrichtungen erlassen. Bei der Erlassung dieser Vorschriften ist auf den 
jeweiligen Stand der Technik (§ 2 Z 7) Bedacht zu nehmen. 

(4) ... (4) ... 
Anträge auf Ausnahmegenehmigungen 

§ 31. Anträge auf Ausnahmegenehmigungen im Sinne des Art. 5 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergenzien sind samt den erforderlichen Un-
terlagen beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft einzubringen. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft prüft die Anträge hinsichtlich der in Art. 6 der 
genannten Verordnung (EG) festgelegten Bedingungen und informiert die Euro-
päische Kommission binnen sechs Monaten nach Eingang eines vollständigen 
Antrages über die Ergebnisse der Prüfung. 

§ 31. Anträge auf Ausnahmegenehmigungen im Sinne des Art. 5 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergenzien sind samt den erforderlichen Un-
terlagen beim Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus einzubringen. 
Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus prüft die Anträge hinsicht-
lich der in Art. 6 der genannten Verordnung (EG) festgelegten Bedingungen und 
informiert die Europäische Kommission binnen sechs Monaten nach Eingang 
eines vollständigen Antrages über die Ergebnisse der Prüfung. 

Beschränkungen von Inhaltsstoffen 
§ 32. (1) Zum Schutz der Umwelt von Gefahren oder Belastungen durch In-

haltsstoffe von Detergenzien hat der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, wenn dies nach dem Stand der Technik 
(§ 2 Z 7) und gemäß der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 erforderlich ist, im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
für bestimmte Inhaltsstoffe von Detergenzien oder bestimmte Tenside im Sinne 
des Art. 2 Abs. 6 der genannten Verordnung (EG) mit Verordnung Beschränkun-
gen vorzusehen oder Inhaltsstoffe zu bezeichnen und für diese Inhaltsstoffe 
Höchstmengen in Detergenzien festzusetzen. 

§ 32. (1) Zum Schutz der Umwelt von Gefahren oder Belastungen durch In-
haltsstoffe von Detergenzien hat der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tou-
rismus, wenn dies nach dem Stand der Technik (§ 2 Z 7) und gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 648/2004 erforderlich ist, im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort für bestimmte Inhaltsstoffe von 
Detergenzien oder bestimmte Tenside im Sinne des Art. 2 Abs. 6 der genannten 
Verordnung (EG) mit Verordnung Beschränkungen vorzusehen oder Inhaltsstoffe 
zu bezeichnen und für diese Inhaltsstoffe Höchstmengen in Detergenzien festzu-
setzen. 

§ 32. (2) bis § 33. ... § 32. (2) bis § 33. ... 
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Laborverzeichnis 
§ 34. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft führt ein Verzeichnis anerkannter Labors, die den Anforderun-
gen des IV. Abschnittes dieses Bundesgesetzes oder des Punktes 1 des Anhanges 
I der Verordnung (EG) Nr. 648/2004 über Detergenzien entsprechen und teilt 
dieses Verzeichnis den anderen Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommis-
sion mit. 

§ 34. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus führt ein 
Verzeichnis anerkannter Labors, die den Anforderungen des IV. Abschnittes 
dieses Bundesgesetzes oder des Punktes 1 des Anhanges I der Verordnung (EG) 
Nr. 648/2004 über Detergenzien entsprechen und teilt dieses Verzeichnis den 
anderen Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission mit. 

(2) In dieses Verzeichnis sind jene Labors aufzunehmen, die dem Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft nachge-
wiesen haben, dass sie die in Abs. 1 festgelegten Anforderungen erfüllen. 

(2) In dieses Verzeichnis sind jene Labors aufzunehmen, die dem Bundes-
minister für Nachhaltigkeit und Tourismus nachgewiesen haben, dass sie die in 
Abs. 1 festgelegten Anforderungen erfüllen. 

III. Abschnitt 
Besondere Bestimmungen über den Verkehr mit Giften 

Begriffsbestimmung 
§ 35. … § 35. … 

Meldepflichten für Gifte und für bestimmte gefährliche Gemische  
§ 37. (2) Wer Gemische, die Gifte im Sinne des § 35 oder bis zum 1. Juni 

2015 gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 1 Z 9 oder ab dem 1. Juni 2015 als hautät-
zend gemäß Art. 3 in Verbindung mit Anhang I der CLP-V und im Einzelhandel 
erhältlich sind, herstellt oder erstmalig im Bundesgebiet in Verkehr bringt, hat 
diese Gemische dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft oder einer gemäß § 39 Abs. 1 herangezogenen Einrichtung 
oder fachkundigen Person schriftlich zu melden. Der Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft hat durch Verordnung nähere 
Bestimmungen über Art. Inhalt, Umfang und Form der Meldungen zu erlassen, 
soweit dies zum Zwecke der Ermittlung und Hintanhaltung von Gefahren für das 
Leben und die Gesundheit von Menschen erforderlich ist. Dies gilt nicht für Stoffe 
und Gemische, die bereits vor dem in § 77 Abs. 8 genannten Zeitpunkt auf Grund-
lage der Stoff- oder Zubereitungsrichtlinie gemeldet worden sind. 

 

Mitteilungspflicht für Krankheitsfälle 
§ 38. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann durch Verordnung Ärzte, die zur Behandlung oder zur Beur-
teilung der Folgen einer Erkrankung hinzugezogen werden, bei der zumindest der 

§ 38. Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann durch 
Verordnung Ärzte, die zur Behandlung oder zur Beurteilung der Folgen einer 
Erkrankung hinzugezogen werden, bei der zumindest der begründete Verdacht 
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begründete Verdacht besteht, daß sie durch Stoffe oder Gemische verursacht 
worden ist, verpflichten, diese Krankheitsfälle schriftlich mitzuteilen. In der Ver-
ordnung sind Art. Inhalt, Umfang und Form der Mitteilungen näher zu bestim-
men. 

besteht, daß sie durch Stoffe oder Gemische verursacht worden ist, verpflichten, 
diese Krankheitsfälle schriftlich mitzuteilen. In der Verordnung sind Art. Inhalt, 
Umfang und Form der Mitteilungen näher zu bestimmen. 

Datenverwertung 
§ 39. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft hat die von Meldepflichtigen gemäß § 37 Abs. 2 und die auf 
Grund einer Verordnung gemäß § 38 von Ärzten übermittelten Daten automa-
tionsunterstützt zu erfassen und zu bewerten. Er kann hiefür auch geeignete Ein-
richtungen oder fachkundige Personen, insbesondere die Vergiftungsinformati-
onszentrale, als Sachverständige heranziehen. 

§ 39. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat die auf 
Grund einer Verordnung gemäß § 38 von Ärzten übermittelten Daten automa-
tionsunterstützt zu erfassen und zu bewerten. Er kann hiefür auch geeignete Ein-
richtungen oder fachkundige Personen, insbesondere die Vergiftungsinformati-
onszentrale, als Sachverständige heranziehen. 

(2) Soweit dies zur toxikologischen Bewertung der auf Grund einer Verord-
nung gemäß § 38 von Ärzten als Ursache von Krankheitsfällen angegebenen 
Stoffe und Gemische erforderlich ist, haben die für das Inverkehrbringen Verant-
wortlichen dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft auf Verlangen die hiefür maßgeblichen Daten, insbesondere über 
die Identität, Zusammensetzung und Kennzeichnung bekanntzugeben. Dies gilt 
nicht für Stoffe oder Gemische, die bereits gemäß § 37 gemeldet worden sind. 

(2) Soweit dies zur toxikologischen Bewertung der auf Grund einer Verord-
nung gemäß § 38 von Ärzten als Ursache von Krankheitsfällen angegebenen 
Stoffe und Gemische erforderlich ist, haben die für das Inverkehrbringen Verant-
wortlichen dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus auf Verlangen 
die hiefür maßgeblichen Daten, insbesondere über die Identität, Zusammenset-
zung und Kennzeichnung bekanntzugeben. Dies gilt nicht für Stoffe oder Gemi-
sche, die bereits gemäß § 54 gemeldet worden sind. 

(3) Beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft oder bei einer gemäß Abs. 1 herangezogenen Einrichtung oder 
fachkundigen Person ist auf der Grundlage der Meldungen gemäß § 37 Abs. 2 
sowie der gemäß einer Verordnung nach § 38 von Ärzten übermittelten Meldun-
gen und Mitteilungen eine Datenbank für in- und ausländische Giftinformations-
zentren einzurichten. 

(3) Beim Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus oder bei einer 
gemäß Abs. 1 herangezogenen Einrichtung oder fachkundigen Person ist auf der 
Grundlage der Meldung gemäß § 54 sowie der gemäß einer Verordnung nach 
§ 38 von Ärzten übermittelten Meldungen und Mitteilungen eine Datenbank für 
in- und ausländische Giftinformationszentren einzurichten. 

§ 41. (1) … § 41. (1) … 
(2) Zum Erwerb und zur Abgabe von Giften im Sinne des Abs. 1 sind be-

rechtigt: 
(2) Zum Erwerb und zur Abgabe von Giften im Sinne des Abs. 1 sind be-

rechtigt: 
 1. zur Ausübung von reglementierten Gewerben gemäß § 104 oder § 116 

der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, berechtigte Gewerbetreiben-
de im Umfang ihrer jeweiligen Berechtigung und 

 1. zur Ausübung von reglementierten Gewerben gemäß § 104 oder § 116 
GewO 1994 berechtigte Gewerbetreibende im Umfang ihrer jeweiligen 
Berechtigung und 

§ 41. (2) Z 2 bis (3) Z 2 c) … § 41. (2) Z 2 bis (3) Z 2 c) … 
 d) Dienststellen im Ressortbereich des Bundesministeriums für Landes-

verteidigung und Sport, soweit sie zur Erfüllung ihrer gesetzlichen 
Aufgaben Gifte benötigen und 

 d) Dienststellen im Ressortbereich des Bundesministeriums für Landes-
verteidigung, soweit sie zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben 
Gifte benötigen und 

§ 41. (3) Z 2 e) bis (3) Z 3 … § 41. (3) Z 2 e) bis (3) Z 3 … 
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 4. Chemische Laboratorien gemäß § 103 der Gewerbeordnung 1994, sofern 
sie diese Gifte in Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen, 

 4. Chemische Laboratorien gemäß § 103 GewO 1994, sofern sie diese Gifte 
in Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen, 

 5. zur Ausübung des Handwerks der Schädlingsbekämpfung (§ 128 der 
Gewerbeordnung 1994) befugte Gewerbetreibende, soweit sie diese Gif-
te zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen, 

 5. zur Ausübung des Handwerks der Schädlingsbekämpfung (§ 128 Ge-
wO 1994) befugte Gewerbetreibende, soweit sie diese Gifte zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben benötigen, 

§ 41. (3) Z 5a bis § 41a. (2) Z 3 … § 41. (3) Z 5a bis § 41a. (2) Z 3 … 
 4. die bezüglich Identifizierung, Einstufung und Zusammensetzung des 

gemäß Abs. 1 Z 3 zu bezeichnenden Giftes relevanten Abschnitte des Si-
cherheitsdatenblattes (zumindest Abschnitte 1 bis 3). Dies gilt dann 
nicht, wenn benötigten Gifte ausschließlich für Analysezwecke verwen-
det werden. 

 4. die bezüglich Identifizierung, Einstufung und Zusammensetzung des 
gemäß Abs. 1 Z 3 zu bezeichnenden Giftes relevanten Abschnitte des Si-
cherheitsdatenblattes (zumindest Abschnitte 1 bis 3). Dies gilt dann 
nicht, wenn die benötigten Gifte ausschließlich für Analysezwecke ver-
wendet werden. 

§ 41a. (3) bis § 41b. (2) … § 41a. (3) bis § 41b. (2) … 
(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz durch Verordnung näher festlegen, 

(3) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und 
dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
durch Verordnung näher festlegen, 

Z 1 bis 3 ... Z 1 bis 3 ... 
Berechtigungen zum Giftbezug und ihre Evidenzhaltung 

§ 42. (1) bis (4) ... § 42. (1) bis (4) ... 
 1. der Antragsteller  1. der Antragsteller 
 a) das 18. Lebensjahr vollendet hat und eigenberechtigt ist,  a) das 18. Lebensjahr vollendet hat, 

§ 42. (4) Z 1 b) bis § 42. (10) … § 42. (4) Z 1 b) bis § 42. (10) … 
(11) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, 
Forschung und Wirtschaft, dem Bundesminister für Gesundheit und dem Bun-
desminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung nähe-
re Bestimmungen über Form und Inhalt der Meldungen und Bescheinigungen 
gemäß § 41a, des Giftbezugsscheines gemäß § 42 und des hiefür erforderlichen 
Antrags, der Bestätigungen gemäß § 41 Abs. 3 Z 2 und der gemäß Abs. 10 zu 
führenden Register zu erlassen. 

(11) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und 
dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz 
durch Verordnung nähere Bestimmungen über Form und Inhalt der Meldungen 
und Bescheinigungen gemäß § 41a, des Giftbezugsscheines gemäß § 42 und des 
hiefür erforderlichen Antrags, der Bestätigungen gemäß § 41 Abs. 3 Z 2 und der 
gemäß Abs. 10 zu führenden Register zu erlassen. 

§ 43. (1) ... § 43. (1) ... 
(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann durch Verordnung nähere Bestimmungen über Form, Inhalt 
und Umfang dieser Aufzeichnungen sowie über die Empfangsbestätigungen ge-

(2) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann durch Ver-
ordnung nähere Bestimmungen über Form, Inhalt und Umfang dieser Aufzeich-
nungen sowie über die Empfangsbestätigungen gemäß § 46 Abs. 1 erlassen. 
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mäß § 46 Abs. 1 erlassen. 
§ 44. (1) bis § 45. (3) ... § 44. (1) bis § 45. (3) ... 
(4) Soweit es unter Berücksichtigung des Standes der Technik (§ 2 Z 7) der 

Vermeidung von Gefahren und Risiken für das Leben oder die Gesundheit von 
Menschen im Sinne der Schutzziele dieses Bundesgesetzes dient, kann der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit, dem Bundesminister für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft und dem Bundesminister für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz durch Verordnung auch für bestimmte andere 
als die in Abs. 3 angeführten gefährlichen Stoffe und Gemische Beschränkungen 
der Abgabe in Selbstbedienung sowie unter bestimmten Bedingungen für sie auch 
Ausnahmen vorsehen. Erforderlichenfalls können auch besondere Sicherheitsvor-
kehrungen, insbesondere eine Kennzeichnung von Verkaufsflächen oder –
bereichen, für eine zulässige Abgabe im Wege der Selbstbedienung festgelegt 
werden. Diesbezügliche Regelungen für Pflanzenschutzmittel im Pflanzen-
schutzmittelrecht bleiben davon unberührt. 

(4) Soweit es unter Berücksichtigung des Standes der Technik (§ 2 Z 7) der 
Vermeidung von Gefahren und Risiken für das Leben oder die Gesundheit von 
Menschen im Sinne der Schutzziele dieses Bundesgesetzes dient, kann der Bun-
desminister für Nachhaltigkeit und Tourismus im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort und dem Bundesminister 
für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz durch Verordnung auch 
für bestimmte andere als die in Abs. 3 angeführten gefährlichen Stoffe und Gemi-
sche Beschränkungen der Abgabe in Selbstbedienung sowie unter bestimmten 
Bedingungen für sie auch Ausnahmen vorsehen. Erforderlichenfalls können auch 
besondere Sicherheitsvorkehrungen, insbesondere eine Kennzeichnung von Ver-
kaufsflächen oder –bereichen, für eine zulässige Abgabe im Wege der Selbstbe-
dienung festgelegt werden. Diesbezügliche Regelungen für Pflanzenschutzmittel 
im Pflanzenschutzmittelrecht bleiben davon unberührt. 

§ 46. (1) bis (2) ... § 46. (1) bis (2) ... 
(3) Sofern dies zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Menschen 

vor den besonderen Gefahren beim Verkehr und Umgang mit Giften erforderlich 
ist, hat der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft mit Verordnung nähere Bestimmungen zu erlassen über 

(3) Sofern dies zum Schutz des Lebens oder der Gesundheit von Menschen 
vor den besonderen Gefahren beim Verkehr und Umgang mit Giften erforderlich 
ist, hat der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus mit Verordnung 
nähere Bestimmungen zu erlassen über 

Z 3 bis 6 ... Z 3 bis 6 ... 
§ 47. bis § 50. Z 2 ... § 47. bis § 50. Z 2 ... 

 3. die Prüfstelle hat die Aufnahme ihrer Tätigkeit unter Angabe der Art der 
Prüfungen und Gutachten sowie der Person des Prüfstellenleiters dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft unverzüglich schriftlich zu melden; 

 3. die Prüfstelle hat die Aufnahme ihrer Tätigkeit unter Angabe der Art der 
Prüfungen und Gutachten sowie der Person des Prüfstellenleiters dem 
Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus unverzüglich schrift-
lich zu melden; 

Z 4 ... Z 4 ... 
 5. die Prüfstelle hat sich Kontrollen im Sinne des § 52 zu unterwerfen; 

Inhaber von Prüfstellen sowie ihre Stellvertreter und Beauftragten und 
die Prüfstellenleiter haben die für die Kontrolle der Einhaltung der Z 1 
bis 4 und einer Verordnung gemäß § 51 erforderliche Unterstützung zu 
leisten und Auskünfte zu erteilen; sie sind insbesondere auch verpflich-
tet, über Verlangen des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft Zahl, Art und Umfang der von ihnen nach 

 5. die Prüfstelle hat sich Kontrollen im Sinne des § 52 zu unterwerfen; 
Inhaber von Prüfstellen sowie ihre Stellvertreter und Beauftragten und 
die Prüfstellenleiter haben die für die Kontrolle der Einhaltung der Z 1 
bis 4 und einer Verordnung gemäß § 51 erforderliche Unterstützung zu 
leisten und Auskünfte zu erteilen; sie sind insbesondere auch verpflich-
tet, über Verlangen des Bundesministers für Nachhaltigkeit und Touris-
mus Zahl, Art und Umfang der von ihnen nach diesem Bundesgesetz 
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diesem Bundesgesetz durchgeführten Prüfungen schriftlich bekanntzu-
geben. 

durchgeführten Prüfungen schriftlich bekanntzugeben. 

§ 51. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf den Stand der Wissenschaften und 
der Technik und auf einschlägige Regelungen der Europäischen Union sowie auf 
vergleichbare Regelungen anderer Staaten und internationaler Organisationen 
durch Verordnung solche Anforderungen an die Organisation der Prüfstellen, die 
Qualifikation des Personals, die Beschaffenheit der Prüfeinrichtungen und die 
Prüfmethoden festlegen, die die Ermittlung aussagekräftiger und vergleichbarer 
Daten über die Eigenschaften der zu prüfenden Stoffe, insbesondere im Hinblick 
auf deren Unbedenklichkeit für die menschliche Gesundheit und die Umwelt, 
sichern. 

§ 51. Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann unter Be-
dachtnahme auf den Stand der Wissenschaften und der Technik und auf einschlä-
gige Regelungen der Europäischen Union sowie auf vergleichbare Regelungen 
anderer Staaten und internationaler Organisationen durch Verordnung solche 
Anforderungen an die Organisation der Prüfstellen, die Qualifikation des Perso-
nals, die Beschaffenheit der Prüfeinrichtungen und die Prüfmethoden festlegen, 
die die Ermittlung aussagekräftiger und vergleichbarer Daten über die Eigen-
schaften der zu prüfenden Stoffe, insbesondere im Hinblick auf deren Unbedenk-
lichkeit für die menschliche Gesundheit und die Umwelt, sichern. 

§ 52. (1) bis (5) ... § 52. (1) bis (5) ... 
(6) Sofern dies im Hinblick auf die wechselseitige Anerkennung von Prü-

fungen und auf einschlägige Regelungen der EU sowie auf vergleichbare Rege-
lungen anderer Staaten und internationaler Organisationen erforderlich ist, hat der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft mit 
Verordnung nähere Vorschriften über die Qualifikation der Kontrollorgane, die 
Kontrollprogramme sowie Art und Umfang der Kontrollen zu erlassen. 

(6) Sofern dies im Hinblick auf die wechselseitige Anerkennung von Prü-
fungen und auf einschlägige Regelungen der EU sowie auf vergleichbare Rege-
lungen anderer Staaten und internationaler Organisationen erforderlich ist, hat der 
Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus mit Verordnung nähere Vor-
schriften über die Qualifikation der Kontrollorgane, die Kontrollprogramme so-
wie Art und Umfang der Kontrollen zu erlassen. 

(7) Die vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft ausgestellten Bescheinigungen, dass die Prüfstelle den Anfor-
derungen gemäß § 50 und einer gemäß § 51 erlassenen Verordnung entspricht, 
bleiben solange in Wirksamkeit bis das Bundesamt für Ernährungssicherheit eine 
entsprechende neue Bescheinigung gemäß Abs. 4 für die Prüfstelle ausgestellt 
oder diese Bescheinigung gemäß Abs. 5 entzogen hat. 

(7) Die vom Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ausgestellten 
Bescheinigungen, dass die Prüfstelle den Anforderungen gemäß § 50 und einer 
gemäß § 51 erlassenen Verordnung entspricht, bleiben solange in Wirksamkeit 
bis das Bundesamt für Ernährungssicherheit eine entsprechende neue Bescheini-
gung gemäß Abs. 4 für die Prüfstelle ausgestellt oder diese Bescheinigung gemäß 
Abs. 5 entzogen hat. 

§ 53. ... § 53. ... 
Zentrale Register- und Informationsstelle; zuständige Stelle gemäß Art. 45 der CLP-V 

§ 54. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft hat ein zentrales Register der von diesem Bundesgesetz erfaß-
ten Stoffe, Gemische und Erzeugnisse zu führen. Das Register ist auf der Grund-
lage bestehender, tatsächlich und rechtlich zugänglicher österreichischer, auslän-
discher oder von internationalen Organisationen geführter Chemikalienregister 
und Produktregister sowie der von Herstellern, Importeuren, nachgeschalteten 
Anwendern und Händlern im Sinne des Art. 3 Z 14 der REACH-V (Vertreibern) 
gemäß diesem Bundesgesetz und seinen Verordnungen und einschlägigen EU-
Rechtsakten übermittelten Meldungen und Mitteilungen unter Bedachtnahme auf 

§ 54. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat ein zent-
rales Register der von diesem Bundesgesetz erfassten Stoffe, Gemische und Er-
zeugnisse zu führen. Das Register ist auf der Grundlage bestehender, tatsächlich 
und rechtlich zugänglicher österreichischer, ausländischer oder von internationa-
len Organisationen geführter Chemikalienregister und Produktregister sowie der 
von Herstellern, Importeuren, nachgeschalteten Anwendern und Händlern im 
Sinne des Art. 3 Z 14 der REACH-V (Vertreibern) gemäß diesem Bundesgesetz, 
den auf Grundlage dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen oder ein-
schlägigen unionsrechtlichen Rechtsakten übermittelten Meldungen und Mittei-
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wissenschaftliche Erfahrung und Erkenntnisse über Stoffe, Gemische und Er-
zeugnisse zu erstellen. In diesem Register sind unter der Bezeichnung „Österrei-
chischer Altstoffkataster“ jene Altstoffe gesondert anzuführen, über die noch 
zuwenig wissenschaftliche Erkenntnisse vorliegen, um ihre Gefährlichkeit ausrei-
chend beurteilen zu können. 

lungen unter Bedachtnahme auf wissenschaftliche Erfahrung und Erkenntnisse 
über Stoffe, Gemische und Erzeugnisse zu erstellen. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft ist ermächtigt, das in Abs. 1 genannte Register automationsunter-
stützt zu führen. Er kann sich zur Führung des Registers auch der Umweltbundes-
amt GmbH bedienen. 

(2) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus ist ermächtigt, das 
in Abs. 1 genannte Register automationsunterstützt zu führen. Er kann sich zur 
Führung des Registers auch der Umweltbundesamt GmbH bedienen. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat durch Verordnung nähere Bestimmungen über Art und Umfang 
der Nutzung des Registers und der Informationsstelle zu erlassen. 

(3) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann unter Be-
dachtnahme auf unionsrechtliche Vorschriften durch Verordnung nähere Best-
immungen über Art und Umfang der Nutzung des Registers und der Informati-
onsstelle, sowie über Form, Inhalt und Umfang der Meldungen gemäß Abs. 4 
erlassen. 

(4) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft nimmt in seiner Funktion gemäß § 7 Abs. 2 Z 8 im Wege der Um-
weltbundesamt GmbH alle für die Behandlung von Anfragen medizinischen 
Inhalts bezüglich vorbeugender und heilender Maßnahmen, insbesondere in Not-
fällen, notwendigen Informationen und Unterlagen gemäß Art. 45 der CLP-V 
entgegen, einschließlich der möglichst genauen chemischen Zusammensetzung 
als Gewichts- oder Volumenprozentsätze der Gemische und chemischen Identität 
der Stoffe in Gemischen, die von den Importeuren und nachgeschalteten Anwen-
dern (Hersteller von Gemischen) von in Österreich in Verkehr gebrachten gefähr-
lichen Gemischen gemäß Art. 45 der CLP-V beim erstmaligen Inverkehrbringen 
– jedenfalls bis spätestens zwei Wochen nach dem erstmaligen Inverkehrbrin-
gen - zu übermitteln sind. Diese Informationen werden der gemäß § 39 Abs. 3 
eingerichteten Datenbank der Vergiftungsinformationszentrale zum Zweck der 
Erfüllung der in Abs. 5 genannten Aufgaben gemäß § 55 Abs. 4 Z 3 zur Verfü-
gung gestellt. Die angeführten Informationen können - sofern alle vorgenannten 
Angaben enthalten sind - auch in Form eines entsprechenden Sicherheitsdaten-
blattes des betreffenden Gemisches an die Umweltbundesamt GmbH übermittelt 
werden, solange nicht gemäß Art. 45 Abs. 4 der CLP-V entsprechende Vorkeh-
rungen getroffen werden; der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft kann unter Bedachtnahme auf EU-rechtliche Vor-
schriften durch Verordnung nähere Bestimmungen über Form, Inhalt und Um-
fang der Meldungen festlegen; werden oben angeführte Vorkehrungen auf EU-
Ebene vorgesehen, ergeht darüber eine Bekanntmachung des Bundesministers für 

(4) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus nimmt in der 
Funktion gemäß § 7 Abs. 2 Z 8 im Wege der Umweltbundesamt GmbH alle für 
die Behandlung von Anfragen medizinischen Inhalts bezüglich vorbeugender und 
heilender Maßnahmen, insbesondere in Notfällen, notwendigen Informationen 
und Unterlagen gemäß Art. 45 der CLP-V entgegen, einschließlich der möglichst 
genauen chemischen Zusammensetzung als Gewichts- oder Volumenprozentsätze 
der Gemische und chemischen Identität der Stoffe in Gemischen, die von den 
Importeuren und nachgeschalteten Anwendern (Hersteller von Gemischen) von in 
Österreich in Verkehr gebrachten gefährlichen Gemischen gemäß Art. 45 der 
CLP-V vor dem erstmaligen Inverkehrbringen zu übermitteln sind. Diese Infor-
mationen werden der gemäß § 39 Abs. 3 eingerichteten Datenbank der Vergif-
tungsinformationszentrale zum Zweck der Erfüllung der in Abs. 5 genannten 
Aufgaben gemäß § 55 Abs. 4 Z 3 zur Verfügung gestellt. Die Verwendung der im 
Rahmen von Art. 45 in Verbindung mit Anhang VIII der CLP-V von Importeuren 
und nachgeschalteten Anwendern übermittelten Angaben ist nur im Rahmen von 
Art. 45 Abs. 2 der CLP-V zulässig. Die angeführten Informationen können – 
sofern alle vorgenannten Angaben enthalten sind – auch in Form eines entspre-
chenden Sicherheitsdatenblattes des betreffenden Gemisches an die Umweltbun-
desamt GmbH sowie an die Vergiftungsinformationszentrale übermittelt werden, 
solange nicht gemäß Art. 45 Abs. 4 der CLP-V entsprechende Vorkehrungen 
getroffen werden. Importeure und nachgeschaltete Anwender, die Gemische in 
Verkehr bringen, haben Sicherheitsdatenblätter für Gemische, die einen Stoff 
gemäß Art. 31 Abs. 1 lit. b oder c der REACH-V enthalten, sowie für Gemische, 
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Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Bundesgesetzblatt. für die gemäß Art. 31 Abs. 3 der REACH-V Sicherheitsdatenblätter zu erstellen 
sind, vor dem erstmaligen Inverkehrbringen in elektronischer Form dem Bun-
desminister für Nachhaltigkeit und Tourismus im Wege der Umweltbundesamt 
GmbH, sowie an die Vergiftungsinformationszentrale zu übermitteln. 

(5) Die Vergiftungsinformationszentrale („Gesundheit Österreich GmbH“) 
beantwortet für den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft als nationale Notbeauskunftungsstelle im Sinne des § 7 Abs. 2 
Z 8 Anfragen medizinischen Inhalts mit der Angabe von vorbeugenden und hei-
lenden Maßnahmen, insbesondere in Notfällen. Sie erfasst für den Bundesminis-
ter für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft die für Notfälle 
beauskunfteten Anfragen statistisch, um auf Aufforderung des Bundesministers 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft an Hand einer sta-
tistischen Analyse den Bedarf an verbesserten Risikomanagementmaßnahmen 
gemäß Art. 45 Abs. 2 lit. b der CLP-V zu ermitteln. Erstellte Analysen sind auch 
dem Bundesminister für Gesundheit und dem Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz zu übermitteln. 

(5) Die Vergiftungsinformationszentrale („Gesundheit Österreich GmbH“) 
beantwortet für den Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus als natio-
nale Notbeauskunftungsstelle im Sinne des § 7 Abs. 2 Z 8 Anfragen medizini-
schen Inhalts mit der Angabe von vorbeugenden und heilenden Maßnahmen, 
insbesondere in Notfällen. Sie erfasst für den Bundesminister für Nachhaltigkeit 
und Tourismus die für Notfälle beauskunfteten Anfragen statistisch, um auf Auf-
forderung des Bundesministers für Nachhaltigkeit und Tourismus an Hand einer 
statistischen Analyse den Bedarf an verbesserten Risikomanagementmaßnahmen 
gemäß Art. 45 Abs. 2 lit. b der CLP-V zu ermitteln. Erstellte Analysen sind auch 
dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz zu 
übermitteln. 

Vertraulichkeit von Informationen - Datenverkehr 
§ 55. (1) … § 55. (1) … 
(2) Keinesfalls unter ein Betriebs- und Geschäftsgeheimnis fallen die nach-

stehenden Informationen, insoweit sie nicht von der ECHA gemäß Art. 119 
Abs. 2 der REACH-V oder gemäß § 16 der Chemikalienverordnung, BGBl. II 
Nr. 81/2000, oder gemäß Art. 24 der CLP-V als geheim anerkannt werden: 

(2) Keinesfalls unter ein Betriebs- und Geschäftsgeheimnis fallen die nach-
stehenden Informationen, insoweit sie nicht von der ECHA gemäß Art. 119 
Abs. 2 der REACH-V oder gemäß Art. 24 der CLP-V als geheim anerkannt wer-
den: 

Z 1 bis 9 ... Z 1 bis 9 ... 
(3) Veröffentlicht der Informationspflichtige später selbst Angaben, die zu-

vor als „vertraulich“ behandelt werden mußten, so hat er den Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft davon zu unterrichten. 
Die betreffenden Angaben sind unmittelbar nach ihrer Veröffentlichung nicht 
mehr als Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis zu behandeln. 

(3) Veröffentlicht der Informationspflichtige später selbst Angaben, die zu-
vor als „vertraulich“ behandelt werden mußten, so hat er den Bundesminister für 
Nachhaltigkeit und Tourismus davon zu unterrichten. Die betreffenden Angaben 
sind unmittelbar nach ihrer Veröffentlichung nicht mehr als Geschäfts- oder Be-
triebsgeheimnis zu behandeln. 

(4) Die nach diesem Bundesgesetz oder nach einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten der Europäischen Union gemeldeten Daten dürfen vom Bundesminister für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft ermittelt und automa-
tionsunterstützt verarbeitet werden. Personenbezogene Daten, an denen ein 
schutzwürdiges Interesse besteht, dürfen nur übermittelt werden an: 

(4) Die nach diesem Bundesgesetz oder nach einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten der Europäischen Union gemeldeten Daten dürfen vom Bundesminister für 
Nachhaltigkeit und Tourismus ermittelt und automationsunterstützt verarbeitet 
werden. Personenbezogene Daten, an denen ein schutzwürdiges Interesse besteht, 
dürfen nur übermittelt werden an: 

§ 55. (4) Z 1 bis § 57. (1) Z 6 … § 55. (4) Z 1 bis § 57. (1) Z 6 … 
 7. Art. 1 der EU-QuecksilberV und  7. EU-QuecksilberV und 
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Z 8 ... Z 8 ... 
(2) Der Landeshauptmann hat sich bei der Überwachung fachlich befähigter 

Personen als Organe zu bedienen. Der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft kann durch Verordnung nähere Vorschrif-
ten über die fachliche Befähigung dieser Organe erlassen. 

(2) Der Landeshauptmann hat sich bei der Überwachung fachlich befähigter 
Personen als Organe zu bedienen. Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und 
Tourismus kann durch Verordnung nähere Vorschriften über die fachliche Befä-
higung dieser Organe erlassen. 

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat den Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz von Mitteilungen gemäß § 21 Abs. 4 unverzüglich in Kenntnis zu setzen, 
soweit dies zur Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes durch die Arbeitsin-
spektion erforderlich ist. 

(3) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat den Bundes-
minister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz von Mitteilun-
gen gemäß § 21 Abs. 4 unverzüglich in Kenntnis zu setzen, soweit dies zur 
Wahrnehmung des Arbeitnehmerschutzes durch die Arbeitsinspektion erforder-
lich ist. 

§ 58. (1) Die Organe des Landeshauptmanns und des Bundesministers für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die von diesen 
herangezogenen Sachverständigen sind befugt, überall, wo durch dieses Bundes-
gesetz oder durch die einschlägigen, die Sachbereiche dieses Bundesgesetzes 
betreffenden Rechtsvorschriften der Europäischen Union erfasste Stoffe, Gemi-
sche oder Erzeugnisse hergestellt, in Verkehr gebracht oder verwendet werden, 
Nachschau zu halten. 

§ 58. (1) Die Organe des Landeshauptmanns und des Bundesministers für 
Nachhaltigkeit und Tourismus sowie die von diesen herangezogenen Sachver-
ständigen sind befugt, überall, wo durch dieses Bundesgesetz oder durch die 
einschlägigen, die Sachbereiche dieses Bundesgesetzes betreffenden Rechtsvor-
schriften der Europäischen Union erfasste Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse 
hergestellt, in Verkehr gebracht oder verwendet werden, Nachschau zu halten. 

§ 58. (2) bis § 59. ... § 58. (2) bis § 59. ... 
§ 60. (1) Wenn dies im Interesse der Einfachheit, Raschheit oder Zweckmä-

ßigkeit der Vollziehung gelegen ist, kann der Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft durch Verordnung bestimmen, 
daß für bestimmte Bereiche der Überwachung einzelnen, besonders geschulten 
Organen der Zollbehörden in ihrem Wirkungsbereich die Befugnisse zukommen, 
die den gemäß § 58 zur Überwachung befugten Organen durch dieses Bundesge-
setz eingeräumt sind. 

§ 60. (1) Wenn dies im Interesse der Einfachheit, Raschheit oder Zweckmä-
ßigkeit der Vollziehung gelegen ist, kann der Bundesminister für Nachhaltigkeit 
und Tourismus durch Verordnung bestimmen, daß für bestimmte Bereiche der 
Überwachung einzelnen, besonders geschulten Organen der Zollbehörden in 
ihrem Wirkungsbereich die Befugnisse zukommen, die den gemäß § 58 zur 
Überwachung befugten Organen durch dieses Bundesgesetz eingeräumt sind. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft wird ermächtigt, mit Verordnung neben den in § 57 Abs. 2 genann-
ten Organen auch die Zollorgane für die Kontrolle der Ein- und Ausfuhr der in 
Anhang I der PIC-V aufgeführten Chemikalien heranzuziehen, wenn dies im 
Interesse der Einfachheit, Raschheit oder Zweckmäßigkeit der Vollziehung gele-
gen ist. In dieser Verordnung können auch nähere Bestimmungen über die Kon-
trolle erlassen und es kann vorgesehen werden, dass die Zollorgane bei ihren 
Maßnahmen für fachliche Angelegenheiten die Organe gemäß § 57 Abs. 2 bei-
ziehen. 

(2) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus wird ermächtigt, 
mit Verordnung neben den in § 57 Abs. 2 genannten Organen auch die Zollorga-
ne für die Kontrolle der Ein- und Ausfuhr der in Anhang I der PIC-V aufgeführ-
ten Chemikalien heranzuziehen, wenn dies im Interesse der Einfachheit, Rasch-
heit oder Zweckmäßigkeit der Vollziehung gelegen ist. In dieser Verordnung 
können auch nähere Bestimmungen über die Kontrolle erlassen und es kann vor-
gesehen werden, dass die Zollorgane bei ihren Maßnahmen für fachliche Angele-
genheiten die Organe gemäß § 57 Abs. 2 beiziehen. 

§ 61. (1) bis (5) ... § 61. (1) bis (5) ... 
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(6) Der Landeshauptmann hat unter dem Gesichtspunkt einer zweckmäßigen 
und wirksamen Kontrolle jeweils für das folgende Kalenderjahr Richtlinien für 
die Überwachung der Einhaltung der nach den Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes, darauf beruhender Verwaltungsakte oder einschlägiger Verordnungen der 
Europäischen Union bestehenden Verpflichtungen sowie Beschränkungen und 
Verbote für bestimmte Stoffe, Gemische und Erzeugnisse zu erstellen (Proben- 
und Revisionsplan) und dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Um-
welt und Wasserwirtschaft mitzuteilen. 

(6) Der Landeshauptmann hat unter dem Gesichtspunkt einer zweckmäßigen 
und wirksamen Kontrolle jeweils für das folgende Kalenderjahr Richtlinien für 
die Überwachung der Einhaltung der nach den Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes, darauf beruhender Verwaltungsakte oder einschlägiger Verordnungen der 
Europäischen Union bestehenden Verpflichtungen sowie Beschränkungen und 
Verbote für bestimmte Stoffe, Gemische und Erzeugnisse zu erstellen (Proben- 
und Revisionsplan) und dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus 
mitzuteilen. 

§ 62. (1) bis § 63. ... § 62. (1) bis § 63. ... 
§ 64. (1) Ergibt sich bei den Überwachungsmaßnahmen der begründete Ver-

dacht, dass Vorschriften dieses Bundesgesetzes, darauf beruhender Verwaltungs-
akte oder einschlägiger Verordnungen der Europäischen Union nicht eingehalten 
wurden und weitere Maßnahmen des Bundesministers für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft erforderlich sind, so ist dem Bundesminis-
ter für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unverzüglich 
schriftlich Mitteilung darüber zu machen. 

§ 64. (1) Ergibt sich bei den Überwachungsmaßnahmen der begründete Ver-
dacht, dass Vorschriften dieses Bundesgesetzes, darauf beruhender Verwaltungs-
akte oder einschlägiger Verordnungen der Europäischen Union nicht eingehalten 
wurden und weitere Maßnahmen des Bundesministers für Nachhaltigkeit und 
Tourismus erforderlich sind, so ist dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und 
Tourismus unverzüglich schriftlich Mitteilung darüber zu machen. 

(2) Der Landeshauptmann und - im Umfang ihrer Befugnis gemäß § 60 - die 
Zollbehörden, haben dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 
und Wasserwirtschaft über die durchgeführten Überwachungsmaßnahmen hin-
sichtlich dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verwaltungsakte 
sowie insbesondere hinsichtlich der nachstehenden Rechtsakte der Europäischen 
Union jährlich schriftlich zu berichten: 

(2) Der Landeshauptmann und - im Umfang ihrer Befugnis gemäß § 60 - die 
Zollbehörden, haben dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus über 
die durchgeführten Überwachungsmaßnahmen hinsichtlich dieses Bundesgeset-
zes und der darauf beruhenden Verwaltungsakte sowie insbesondere hinsichtlich 
der nachstehenden Rechtsakte der Europäischen Union jährlich schriftlich zu 
berichten: 

 1. REACH-V,  1. REACH-V, 
 2. CLP-V und  2. CLP-V, 
 3. Verordnung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische 

Schadstoffe. 
 3. Verordnung (EG) Nr. 850/2004 über persistente organische 

Schadstoffe und 
  4. EU-QuecksilberV. 

(3) Die Zollbehörden haben im Umfang ihrer Befugnis gemäß § 60 sowie 
gemäß Art. 19 Abs. 1 und 2 der PIC-V und gemäß Art. 28 der EU-OzonV dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft 
über die durchgeführten Überwachungsmaßnahmen jährlich schriftlich zu berich-
ten. 

(3) Die Zollbehörden haben im Umfang ihrer Befugnis gemäß § 60 sowie 
gemäß Art. 19 Abs. 1 und 2 der PIC-V und gemäß Art. 28 der EU-OzonV dem 
Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus über die durchgeführten 
Überwachungsmaßnahmen jährlich schriftlich zu berichten. 

Ermächtigung zum internationalen Datenaustausch 
§ 64a. (1) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft hat innerhalb der festgelegten Fristen dem Bundesminister für 
§ 64a. (1) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat inner-

halb der festgelegten Fristen dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesund-
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Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Informationen über gefährliche Stoffe, 
Gemische und Erzeugnisse, bei denen eine Maßnahme gemäß § 69 gesetzt wurde 
und die Voraussetzungen des Art. 12 der Richtlinie 2001/95/EG über die allge-
meine Produktsicherheit erfüllt sind, für das Produktsicherheitsnotfallsverfahren 
(„RAPEX“) gemäß Art. 12 dieser Richtlinie zu melden; der jeweilige Landes-
hauptmann, in dessen Wirkungsbereich eine Maßnahme gemäß § 69 gesetzt wur-
de, hat hiefür den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 
Wasserwirtschaft unverzüglich unter Anschluss sämtlicher zweckdienlicher Un-
terlagen zu informieren. 

heit und Konsumentenschutz Informationen über gefährliche Stoffe, Gemische 
und Erzeugnisse, bei denen eine Maßnahme gemäß § 69 gesetzt wurde und die 
Voraussetzungen des Art. 12 der Richtlinie 2001/95/EG über die allgemeine 
Produktsicherheit erfüllt sind, für das Produktsicherheitsnotfallsverfahren 
(„RAPEX“) gemäß Art. 12 dieser Richtlinie zu melden; der jeweilige Landes-
hauptmann, in dessen Wirkungsbereich eine Maßnahme gemäß § 69 gesetzt wur-
de, hat hiefür den Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus unverzüglich 
unter Anschluss sämtlicher zweckdienlicher Unterlagen zu informieren. 

(2) bis (3) ... (2) bis (3) ... 
Verfahrensdelegation 

§ 65. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft oder der Landeshauptmann können, sofern sie zur Überwachung 
von Vorschriften dieses Bundesgesetzes und der darauf basierenden Verwal-
tungsakte oder zur Durchführung von Maßnahmen, die auf Grund dieses Bundes-
gesetzes oder darauf basierender Verordnungen vorzunehmen sind, in erster In-
stanz zuständig sind, im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfach-
heit des Verfahrens generell oder im Einzelfall mit bestimmten Überwachungs-
aufgaben oder mit der Durchführung bestimmter Maßnahmen nachgeordnete 
Behörden ganz oder teilweise betrauen. 

§ 65. Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus oder der Lan-
deshauptmann können, sofern sie zur Überwachung von Vorschriften dieses 
Bundesgesetzes und der darauf basierenden Verwaltungsakte oder zur Durchfüh-
rung von Maßnahmen, die auf Grund dieses Bundesgesetzes oder darauf basie-
render Verordnungen vorzunehmen sind, in erster Instanz zuständig sind, im 
Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit des Verfahrens generell 
oder im Einzelfall mit bestimmten Überwachungsaufgaben oder mit der Durch-
führung bestimmter Maßnahmen nachgeordnete Behörden ganz oder teilweise 
betrauen. 

§ 66. bis § 67. (1) Z 4 … § 66. bis § 67. (1) Z 4 … 
 5. entgegen Art. 1 Abs. 1 oder Abs. 3 der EU-QuecksilberV 

ausgeführt oder zum Zweck der Ausfuhr hergestellt werden, 
 5. entgegen den Bestimmungen der EU-QuecksilberV ein- 

oder ausgeführt, hergestellt oder verwendet werden, 
§ 67. (1) Z 6 bis § 71. (1) Z 3 … § 67. (1) Z 6 bis § 71. (1) Z 3 … 
  3a. als Importeur oder nachgeschalteter Anwender den Meldebestimmungen 

des Art. 45 der CLP-V zuwiderhandelt, 
§ 71. (1) Z 4 bis Z 19 … § 71. (1) Z 4 bis Z 19 … 

 20. der EU-OzonV zuwiderhandelt, sofern die Tat nicht unter die diesbezüg-
lichen in Umsetzung der Richtlinie 2008/99/EG über den strafrechtlichen 
Schutz der Umwelt vom 19. November 2008, ABl. Nr. L 328 vom 
6. Dezember 2008, S. 28, in das Strafgesetzbuch 1975 übernommenen 
gerichtlichen Straftatbeständen fällt, 

 20. der EU-OzonV zuwiderhandelt, 

Z 21 bis 22 … Z 21 bis 22 … 
 23. Art. 1 der EU-QuecksilberV zuwiderhandelt,  23. Art. 3, 4 oder 5 der EU-QuecksilberV zu Ein- und Ausfuhr von Quecksil-

ber, Quecksilberverbindungen und -gemischen und mit Quecksilber ver-
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setzten Produkten und zur Herstellung mit Quecksilber versetzter Pro-
dukte zuwiderhandelt, 

  23a. Art. 7 der EU-QuecksilberV zur Verwendung von Quecksilber und 
Quecksilberverbindungen in industriellen Prozessen zuwiderhandelt, 

  23b. Art. 8 der EU-QuecksilberV in Bezug auf Herstellung und Inverkehr-
bringen neuer mit Quecksilber versetzter Produkte zuwiderhandelt, 

Z 24 bis 36 … Z 24 bis 36 … 
 37. als Mitglied der Allgemeinheit einen Ausgangsstoff für 

Explosivstoffe oberhalb der in Anhang I der Verord-
nung (EU) Nr. 98/2013 festgelegten Konzentrationsgrenze 
– oder, falls für einen in Art. 4 Abs. 3 angeführten Aus-
gangsstoff eine Ausnahme durch eine Registrierung gemäß 
einer nach § 10 Abs. 3 erlassenen Verordnung ermöglicht 
ist, diesen ohne dies zuvor dem Bundesminister für Land- 
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft schrift-
lich gemeldet zu haben – nach Österreich verbringt, 

 37. als Mitglied der Allgemeinheit einen Ausgangsstoff für 
Explosivstoffe oberhalb der in Anhang I der Verord-
nung (EU) Nr. 98/2013 festgelegten Konzentrationsgrenze 
– oder, falls für einen in Art. 4 Abs. 3 angeführten Aus-
gangsstoff eine Ausnahme durch eine Registrierung gemäß 
einer nach § 10 Abs. 3 erlassenen Verordnung ermöglicht 
ist, diesen ohne dies zuvor dem Bundesminister für Nach-
haltigkeit und Tourismus schriftlich gemeldet zu haben – 
nach Österreich verbringt, 

Z 38 bis 40 … Z 38 bis 40 … 
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerich-
te fallenden strafbaren Handlung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist mit 
Geldstrafe von mindestens 500 € bis zu 20180 €, im Wiederholungsfall bis zu 
40375 € zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von mindestens 500 € 
bis zu 20180 €, im Wiederholungsfall bis zu 40375 € zu bestrafen. Der Versuch 
ist strafbar. 

(2) Wer diesem Bundesgesetz, den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlas-
senen Verordnungen, Bescheiden oder sonstigen Anordnungen einschlägigen 
Verordnungen der Europäischen Union oder darauf basierenden, unmittelbar 
anwendbaren EU-Rechtsakten zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat nicht den 
Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung bildet und nicht bereits nach Abs. 1 strafbar ist, eine Verwaltungsübertretung 
und ist mit Geldstrafe bis zu 5 090 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 
10 170 Euro zu bestrafen. Der Versuch ist strafbar. 

(2) Wer diesem Bundesgesetz, den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlas-
senen Verordnungen, Bescheiden oder sonstigen Anordnungen in einschlägigen 
Verordnungen der Europäischen Union oder darauf basierenden, unmittelbar 
anwendbaren EU-Rechtsakten zuwiderhandelt, begeht, sofern die Tat nicht be-
reits nach Abs. 1 strafbar ist, eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe 
bis zu 5 090 Euro, im Wiederholungsfall bis zu 10 170 Euro zu bestrafen. Der 
Versuch ist strafbar. 

§ 71. (3) bis § 73. (4) … § 71. (3) bis § 73. (4) … 
Verfolgungsverjährung  

§ 74. (1) Die Verfolgung einer Person wegen einer in § 71 angeführten Ver-
waltungsübertretung ist unzulässig, wenn gegen sie binnen einem Jahr von der 
Behörde keine Verfolgungshandlung vorgenommen wurde. 

 

(2) Die Frist nach Abs. 1 ist von dem Zeitpunkt zu berechnen, an dem die  
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strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden ist oder das strafbare Verhalten aufge-
hört hat. 

Revision 
§ 75. (1) Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes, die 

in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verord-
nungen ergangen sind, steht dem Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft gemäß Art. 133 Abs. 8 B-VG das Recht zu, Revi-
sion wegen Rechtswidrigkeit an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

§ 75. (1) Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes, die 
in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verord-
nungen ergangen sind, steht dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Touris-
mus gemäß Art. 133 Abs. 8 B-VG das Recht zu, Revision wegen Rechtswidrig-
keit an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. 

(2) In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhen-
den Verordnungen hat die belangte Behörde, dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Falle einer Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht unverzüglich eine Ausfertigung der Beschwerde zu übermit-
teln. Nach Erlassung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsge-
richts hat die belangte Behörde dem Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft unverzüglich auch eine schriftliche Ausfer-
tigung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerichtes vorzulegen. 

(2) In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhen-
den Verordnungen hat die belangte Behörde, dem Bundesminister für Nachhal-
tigkeit und Tourismus im Falle einer Beschwerde an das Verwaltungsgericht 
unverzüglich eine Ausfertigung der Beschwerde zu übermitteln. Nach Erlassung 
des Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerichts hat die belangte 
Behörde dem Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus unverzüglich 
auch eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Ver-
waltungsgerichtes vorzulegen. 

Beschwerde 
§ 75a. In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beru-

henden Verordnungen hat über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesminis-
ters für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft wegen Rechts-
widrigkeit und über Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht 
durch den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasser-
wirtschaft das Verwaltungsgericht zu entscheiden. 

§ 75a. In den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beru-
henden Verordnungen hat über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesminis-
ters für Nachhaltigkeit und Tourismus wegen Rechtswidrigkeit und über Be-
schwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht durch den Bundesminister 
für Nachhaltigkeit und Tourismus das Verwaltungsgericht zu entscheiden. 

Eintrittsrecht 
§ 75b. Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-

serwirtschaft kann in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf 
beruhenden Verordnungen anstelle eines anderen beschwerdeführenden staatli-
chen Organs oder einer anderen belangten Behörde jederzeit in das Verfahren 
eintreten. 

§ 75b. Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus kann in Ange-
legenheiten dieses Bundesgesetzes und der darauf beruhenden Verordnungen 
anstelle eines anderen beschwerdeführenden staatlichen Organs oder einer ande-
ren belangten Behörde jederzeit in das Verfahren eintreten. 

VII. Abschnitt 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 76. (3) bis § 77. (18) … § 76. (3) bis § 77. (18) … 
(19) § 52 samt Überschrift, § 66 samt Überschrift sowie § 78 Abs. 3 und 3a (19) § 52 samt Überschrift, § 66 samt Überschrift sowie § 78 Abs. 3 und 3a 
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in der Fassung des Deregulierungsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 58/2017, treten mit 
1. Juli 2017 in Kraft. 

in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes BMLFUW, BGBl. I Nr. 58/2017, 
treten mit 1. Juli 2017 in Kraft. 

 (20) Das Inhaltsverzeichnis, § 4 Abs. 1 und 2, § 5 Abs. 1 bis 4, § 6 Abs. 1 bis 
4 und 6 bis 9, § 7, § 8 Abs. 1, 3 und 4, § 9, § 10 Abs. 1, 2, 3 und 5, § 17, § 18, 
§ 19 Abs. 4, § 20 Abs. 1 bis 4 und 6 bis 9, § 21 Abs. 1, 2, 4, 5 und 6, § 23, § 24, 
§ 25 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 3, § 29, die Überschrift zu § 30, § 30 Abs. 2 und 
3, § 31, § 32 Abs. 1, § 34 Abs. 1 und 2, § 38, § 39, § 41 Abs. 2 und 3, § 41a Abs. 2 
Z 4, § 41b Abs. 3, § 42 Abs. 11, § 43 Abs. 2, § 45 Abs. 4, § 46 Abs. 3, § 50 Z 3 
und 5, § 51, § 52 Abs. 6 und 7, § 54 Abs. 1 bis 5, § 55 Abs. 2 bis 4, § 57 Abs. 1 
Z 7, Abs. 2 und 3, § 58 Abs. 1, § 60 Abs. 1 und 2, § 61 Abs. 6, § 64, § 64a Abs. 1, 
§ 65, § 67 Abs. 1 Z 5, § 71 Abs. 1 Z 3a, 20, 23 bis 23b und 37 und der Schlussteil, 
sowie Abs. 2, § 75 Abs. 1 und 2, § 75a, § 75b, § 77 Abs. 19 sowie § 78 Abs. 1 bis 
2a, 3, 3a, 4, 6, 8, 9 und 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/20XX treten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. Gleich-
zeitig treten § 3 samt Überschrift, § 4 Abs. 3, § 25 Abs. 2 zweiter Satz und Abs. 5, 
§ 37 samt Überschrift, § 74 samt Überschrift und § 78 Abs. 2b außer Kraft. 

§ 77a. … § 77a. … 
Vollziehungsklausel 

§ 78. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, der REACH-V, der 
CLP-V und der sonstigen in § 5 Abs. 1 genannten Verordnungen (EG) sowie der 
zu diesen Verordnungen (EG) ergangenen Durchführungsrechtsakte der Europäi-
schen Union ist, soweit Abs. 4, 5, 7 und 8 nichts anderes bestimmen, der Bun-
desminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft betraut. 

§ 78. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes, der REACH-V, der 
CLP-V und der sonstigen in § 5 Abs. 1 genannten Verordnungen (EG) sowie der 
zu diesen Verordnungen (EG) ergangenen Durchführungsrechtsakte der Europäi-
schen Union ist, soweit Abs. 4, 5, 7, 8, 9 und 10 nichts anderes bestimmen, der 
Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus betraut. 

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat bei der Erlassungen von Verordnungen 

(2) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat bei der Erlas-
sung von Verordnungen 

 1. gemäß § 4 Abs. 2 und § 6 Abs. 3,  1. gemäß § 4 Abs. 2, 
  2. gemäß § 6 Abs. 3, 
 1a. gemäß § 10 Abs. 3,  3. gemäß § 10 Abs. 3, 
 2. gemäß § 17 Abs. 1 bis 3 und 5,  4. gemäß § 17 Abs. 1 bis 3 und 5, 
 3. gemäß § 20 Abs. 2, soweit die dort genannten Anlagen betroffen sind,  5. gemäß § 20 Abs. 2, soweit die dort genannten Anlagen betroffen sind, 
 4. gemäß § 20 Abs. 4,  6. gemäß § 20 Abs. 4, 
 5. gemäß § 23 Abs. 2,  
 6. gemäß § 24 Abs. 6 und 7,  
 7. gemäß § 25 Abs. 5,  
 8. gemäß § 30 Abs. 3,  7. gemäß § 30 Abs. 3, 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



 

 

44 von 48 
147 der B

eilagen X
X

V
I. G

P - R
egierungsvorlage - Textgegenüberstellung 

 9. gemäß § 32 Abs. 1,  8. gemäß § 32 Abs. 1, 
  9. gemäß § 41b Abs. 3, 
 9a. gemäß § 42 Abs. 11 und  10. gemäß § 42 Abs. 11 und 
 10. gemäß § 45 Abs. 4  11. gemäß § 45 Abs. 4 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und 
Wirtschaft herzustellen. 

das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschafts-
standort herzustellen. 

(2a) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat bei der Erlassungen von Verordnungen 

(2a) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat bei der Erlas-
sung von Verordnungen 

 1. gemäß § 4 Abs. 2 und § 6 Abs. 3,  1. gemäß § 4 Abs. 2, 
  2. gemäß § 6 Abs. 3, 
 2. gemäß § 17 Abs. 1 bis 3 und 5,  3. gemäß § 17 Abs. 1 bis 3 und 5, 
 3. gemäß § 20 Abs. 4,  4. gemäß § 20 Abs. 4, 
 4. gemäß § 23 Abs. 2,  
 5. gemäß § 24 Abs. 6 und 7,  
 6. gemäß § 25 Abs. 5,  
  5. gemäß § 41b Abs. 3, 
 6a. gemäß § 42 Abs. 11 und  6. gemäß § 42 Abs. 11 und 
 7. gemäß § 45 Abs. 4  7. gemäß § 45 Abs. 4 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz herzustellen. 

das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Arbeit, Soziales, Gesundheit und 
Konsumentenschutz herzustellen. 

(2b) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat bei der Erlassungen von Verordnungen 

 

 1. gemäß § 4 Abs. 2,  
 2. gemäß § 17 Abs. 1,  
 2a. gemäß § 42 Abs. 11 und  
 3. gemäß § 45 Abs. 4  
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Gesundheit herzustellen.  

(3) Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Was-
serwirtschaft hat bei der Erlassung von Verordnungen gemäß § 60 Abs. 1 und 2 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen herzustellen. 

(3) Der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus hat bei der Erlas-
sung von Verordnungen gemäß § 60 Abs. 1 und 2 das Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen herzustellen. 

(3a) Das Bundesamt für Ernährungssicherheit hat bei Erlassung einer Ver-
ordnung gemäß § 66 Abs. 2 das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

(3a) Das Bundesamt für Ernährungssicherheit hat bei Erlassung einer Ver-
ordnung gemäß § 66 Abs. 2 das Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
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Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und dem Bundesminis-
ter für Finanzen herzustellen. 

Nachhaltigkeit und Tourismus und dem Bundesminister für Finanzen herzustel-
len. 

(4) Mit der Vollziehung des § 20 Abs. 3 und mit der Vollziehung der 
REACH-V im Zusammenhang mit dem Aufsuchen und Gewinnen von minerali-
schen Rohstoffen und mit dem Aufbereiten von mineralischen Rohstoffen ohne die 
Anwendung chemischer Verfahren in Anlagen, die dem Mineralrohstoffgesetz 
unterliegen, ist der Bundesminister für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft 
betraut. 

(4) Mit der Vollziehung des § 20 Abs. 3 und 7 ist der Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort betraut. 

(5) … (5) … 
(6) Mit der Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 des 

Bundes-Verfassungsgesetzes ist der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft betraut. 

(6) Mit der Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes ist der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tou-
rismus betraut. 

(7) ... (7) ... 
(8) Mit der Vollziehung des § 71a wird der Bundesminister für Justiz be-

traut. 
(8) Mit der Vollziehung des § 71a wird der Bundesminister für Verfassung, 

Reformen, Deregulierung und Justiz betraut. 
 (9) Mit der Vollziehung der EU-QuecksilberV gemäß diesem Bundesgesetz 

ist der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus betraut, soweit es sich 
nicht um die Einfuhr von Biozidprodukten gemäß dem Biozidproduktegesetz, die 
Einfuhr von Pflanzenschutzmitteln im Sinne des § 5 Abs. 3 Z 4a, Amalgamab-
scheider gemäß dem Wasserrechtsgesetz 1959 (WRG 1959), BGBl. Nr. 215/1959, 
und Abfall gemäß dem Abfallwirtschaftsgesetz 2002, BGBl. I Nr. 102/2002, han-
delt. Mit der Vollziehung der REACH-V gemäß diesem Bundesgesetz im Zusam-
menhang mit dem Aufsuchen und Gewinnen von mineralischen Rohstoffen und 
mit dem Aufbereiten von mineralischen Rohstoffen in Anlagen, die dem Mineral-
rohstoffgesetz unterliegen, ist der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Touris-
mus betraut. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes hinsichtlich der Erfas-
sung von Emissionen gemäß Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004 aus Anla-
gen, die der behördlichen Aufsicht nach dem Mineralrohstoffgesetz unterstehen, 
und mit der Vollziehung der diese Anlagen betreffenden Maßnahmen gemäß 
Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 850/2004, ist der Bundesminister für 
Nachhaltigkeit und Tourismus betraut. 

 (10) Mit der Vollziehung des § 20 Abs. 8 ist der Bundesminister für Arbeit, 
Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz betraut. 
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Artikel 2 
Änderung des Wasserrechtsgesetzes 1959 

§ 1. bis § 143b. … § 1. bis § 143b. … 
Vollzugsklausel 

§ 144. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes und der zu einzelnen 
Bestimmungen erlassenen Ausführungsgesetze der Länder ist der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesministern, mit der Vollziehung des § 117 Abs. 4, 5, 6 
und 7 der Bundesminister für Justiz betraut. Durchführungsverordnungen, die 
sich auf die Ausführungsbestimmungen der in den §§ 36 und 43 vorgesehenen 
Landesgesetze beziehen, bedürfen des vorherigen Einvernehmens mit den betref-
fenden Landesregierungen. 

§ 144. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes und der zu einzelnen 
Bestimmungen erlassenen Ausführungsgesetze der Länder ist der Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft im Einvernehmen 
mit den beteiligten Bundesministern, mit der Vollziehung des § 117 Abs. 4, 5, 6 
und 7 der Bundesminister für Justiz betraut. Durchführungsverordnungen, die 
sich auf die Ausführungsbestimmungen der in den §§ 36 und 43 vorgesehenen 
Landesgesetze beziehen, bedürfen des vorherigen Einvernehmens mit den betref-
fenden Landesregierungen. 

 (2) Mit der Vollziehung des Art. 10 Abs. 4 der Verordnung (EU) 2017/852 
über Quecksilber und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1102/2008 (im 
Folgenden: EU-QuecksilberV), ABl. Nr. L 137 vom 24.05.2017 S. 1, betreffend 
Amalgamabscheider ist der Bundesminister für Nachhaltigkeit und Tourismus 
betraut. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 
§ 145. (1) bis (13) … § 145. (1) bis (13) … 
 (14) §§ 144, 145b und 146 samt Überschrift in der Fassung des Bundesge-

setzes BGBl. I Nr. xxx/2018 treten mit dem auf die Kundmachung folgenden Tag 
in Kraft. 

§ 145a. … § 145a. … 
Bezugnahme auf Gemeinschaftsrecht 

§ 145b. Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der Europä-
ischen Gemeinschaft umgesetzt: 

§ 145b. (1) Durch dieses Bundesgesetz werden folgende Rechtsakte der Eu-
ropäischen Gemeinschaft umgesetzt: 

 Z 1 bis Z 7 ...  Z 1 bis Z 7 ... 
 (2) Dieses Bundesgesetz stellt die Durchführung und Vollziehung der in 

Art. 10 Abs. 4 der EU-QuecksilberV betreffend Amalgamabscheider dem Mit-
gliedstaat übertragenen Aufgaben sicher. 

 Sprachliche Gleichbehandlung 
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 § 146. Alle in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten gleichermaßen für Personen sowohl weiblichen als auch 
männlichen Geschlechts. 

Anhang A bis Anhang G … Anhang A bis Anhang G … 

Artikel 3 
Änderung des Abfallwirtschaftsgesetzes 2002 

Inhaltsverzeichnis 
Einträge zu §§ 1 bis 20 ... Einträge zu §§ 1 bis 20 ... 

  § 20a. Quecksilberabfälle 
Einträge zu § 21 bis Anhang 7 ... Einträge zu § 21 bis Anhang 7 ... 
§ 1. bis § 20. ... § 1. bis § 20. ... 

 Quecksilberabfälle 
 § 20a. Zuständige Behörde gemäß Art. 12 und 14 der Verordnung (EU) 

2017/852 über Quecksilber und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1102/2008 (im Folgenden: EU-QuecksilberV), ABl. Nr. L 137 vom 
24.05.2017 S. 1, ist die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus. Die 
Aufzeichnungen und Bescheinigungen gemäß dieser Verordnung sind mindestens 
sieben Jahre aufzubewahren. Eine Aufbewahrung in elektronischer Form ist 
zulässig, wenn eine Sicherung der elektronischen Dokumente vor Datenverlust 
nach dem Stand der Technik erfolgt. 

§ 21. (1) bis § 78b. ... § 21. (1) bis § 78b. ... 

10. Abschnitt 
Schlussbestimmungen 

Strafhöhe 
§ 79. (1) Z 1 bis 5 ... § 79. (1) Z 1 bis 5 ... 

  5a. Quecksilberabfälle entgegen Art. 11 oder 13 der EU-QuecksilberV be-
handelt, 

§ 79. (1) Z 6 bis (3) Z 18 ... § 79. (1) Z 6 bis (3) Z 18 ... 
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  19. entgegen Art. 12 oder 14 der EU-QuecksilberV den Übermittlungs-, 
Aufzeichnungs- oder Bescheinigungspflichten nicht nachkommt, 

begeht – sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Ge-
richte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstraf-
bestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist – eine Verwaltungsübertretung, 
die mit Geldstrafe bis zu 3 400 € zu bestrafen ist. 

begeht – sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Ge-
richte fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstraf-
bestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist – eine Verwaltungsübertretung, 
die mit Geldstrafe bis zu 3 400 € zu bestrafen ist. 

§ 79. (4) bis § 90. (4) ... § 79. (4) bis § 90. (4) ... 
 (5) Mit der Vollziehung der Art. 11 bis 15 der EU-QuecksilberV ist betref-

fend Quecksilberabfälle die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus 
betraut. 

In-Kraft-Treten 
§ 91. (1) bis (34) ... § 91. (1) bis (35) ... 

 (36) Das Inhaltsverzeichnis, §20a samt Überschrift, § 79 Abs. 1 und Abs. 3 
sowie § 90 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/20XX tre-
ten mit dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 

Anhang 1 bis 7 ... Anhang 1 bis 7 ... 
 

w
w

w
.parlam

ent.gv.at




		2018-05-16T11:25:38+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




